Stadt Vohburg a. d. Donau

Offentliche Niederschrift Uiber die

Sitzung des Stadtrates

Sitzungsdatum:

Beginn:
Ende
Ort:

Dienstag, 19.09.2017

19:00 Uhr

21:10Uhr

im Burgersaal des Rathauses in Vohburg, Ulrich-
Steinberger-Platz 12 (3. OG)

1. Birgermeister
Schmid, Martin

Mitglieder des Stadtrates

Brunnhuber, Sabine
Dietz, Xaver
Eisenhofer, Roswitha
Jung, Hedwig
Lederer, Hartmut
Ludsteck, Werner
Miller, Ernst
Pernreiter, Anton
Pflugl, Konrad jun.
Rechenauer, Oliver
Reith, Gabriele
Scharringer, Peter Dr.
Schlutter, Heide
Schrodl, Markus
Steinberger, Heinrich
Steinberger, Josef

Schriftfihrer

Amann, Andreas

Ortssprecher

Rothbauer, Manfred
Wagner, Daniel

Verwaltung

Erdreich, Samira
Stangl, Josef
Steinberger, Josef

Weitere Anwesende

Anwesenheitsliste



Zu TOP 7: Herr Schwadtke (Leiter des Kraftwerkes)

Abwesende und entschuldigte Personen:

Mitglieder des Stadtrates

Amann, Bianca Urlaub
Demmel-Hegwer, Anna Urlaub
Schlagbauer, Andreas Dienstreise
Voller, Johannes Urlaub
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10.

11.

12.

13.

14.

Offentliche Tagesordnung

Durchfiihrung von Wahlen; Festsetzung des Erfrischungsgeldes fiir die Wahlhelfer bei der Bun-
destagswabhl
Vorlage: GL/0056/2017

3. Anderung der Beitrags- und Gebiihrensatzung zur Entwasserungssatzung (BGS-EWS)
Vorlage: GL/0059/2017

1. Anderung der Entwasserungssatzung (EWS)
Vorlage: GL/0057/2017

Abwassergebihren; EinflUhrung der gesplitteten Abwassergebiihr zum 01.01.2019
Vorlage: GL/0061/2017

Einfihrung einer stadtischen App
Vorlage: GL/0060/2017

Neubau von Sozialwohnungen: Auftragsvergabe Baugrunduntersuchung
Vorlage: BA/0138/2017

Antrag auf immissionsschutzrechtliche Genehmigung der Firma Uniper Kraftwerke GmbH zur
Umnutzung eines bestehenden Tanks zur Bevorratung von Gasol
Vorlage: BA/0147/2017

Klaranlage Vohburg
8.1 Auftragsvergabe flr Elektroinstallationsarbeiten
Vorlage: BA/0139/2017
8.2 Auftragsvergabe fur Blockheizkraftwerk (BHKW)
Vorlage: BA/0140/2017
8.3 Auftragsvergabe fur Heizungs-, Liftungs- und Sanitararbeiten
Vorlage: BA/0141/2017
8.4 Auftragsvergabe einer 2. Baugrunduntersuchung
Vorlage: BA/0151/2017

Neuvergabe der Maharbeiten ab dem Jahr 2018
Vorlage: BA/0137/2017

Burgberg Vohburg westlicher Bereich: Auftragsvergabe flr Rodungsarbeiten
Vorlage: BA/0152/2017

Wasserturm Vohburg

11.1 Auftragsvergabe Flachdachabdichtung
Vorlage: BA/0153/2017

11.2 Auftragsvergabe Absturzsicherung
Vorlage: BA/0154/2017

Bauantrag zur Errichtung eines Wohnhauses mit 2 Wohneinheiten auf FI-Nr. 872/10, Gemar-
kung Vohburg, Bauherr irma Leser
Vorlage: BA/0149/2017

Bauantrag der Fa. Schnepf zum Neubau von 3 Mehrfamilienwohnh&usern und eines Einfamili-
enhauses auf FI-Nr. 1006/2, Gemarkung Menning, KirchstralRe 12; Erteilung des gemeindlichen
Einvernehmens

Vorlage: BA/0145/2017

Einbeziehungssatzung FI-Nr. 1221/4, Gemarkung Diinzing, Bauherr Stefan Finkenzeller, Ab-
wégungs- und Satzungsbeschluss
Vorlage: BA/0143/2017
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15. Einbeziehungssatzung FI-Nrn. 100 und 100/1, Gemarkung Menning, Bauherren Richard Ott

und Manfred und Gerlinde Graf, Abwagungs- und Satzungsbeschluss
Vorlage: BA/0144/2017

16. Bebauungsplan Nr. 1, 15. Anderung, Grundstiick evangelische Kirche, Abwagungs-

zungsbeschluss
Vorlage: BA/0142/2017

17. 9. Flachennutzungsplandanderung in Knodorf; Feststellungsbeschluss
Vorlage: BA/0148/2017

18. Aufhebung des Bebauungsplans Nr. 15 "Hartacker-Hochfeld"; Grundsatzbeschluss
Vorlage: BA/0146/2017

19. Bekanntgaben des Birgermeisters
20. Winsche und Anregungen der Stadtratsmitglieder

Sitzung des Stadtrates vom 19.09.2017

und Sat-

Seite 4 von 33



1. Burgermeister Martin Schmid er6ffnet um 19:00 Uhr die Sitzung des Stadtrates.
Er begrifdt die anwesenden Kolleginnen und Kollegen sowie die rd. 35 Zuhdrer und stellt die ord-
nungsgemale Ladung und Beschlussfahigkeit fest.

Den Stadtraten war das Protokoll Nr. 47 tber die Sitzung vom 25.07.2017 in Abdruck zugegangen.
Einwendungen hiergegen wurden nicht erhoben, so dass das Protokoll genehmigt ist.

Offentliche Sitzung

1. Durchfiihrung von Wahlen; Festsetzung des Erfrischungsgeldes fir 954
die Wahlhelfer bei der Bundestagswahl

Am Sonntag, 24.09.2017 findet die Bundestagswahl statt.

Im Jahr 2013 wurden 30,00 € Erfrischungsgeld an die ehrenamtlichen Wahlhelfer ausbezahlt (Be-
schluss Nr. 1397 v. 02.07.2013).

Fir die Wahl zum 19. Deutschen Bundestag kann den Wahlhelfern ein Erfrischungsgeld in H6he
von 25,00 € bezahlt werden und den Wahlvorstanden ein Erfrischungsgeld in Héhe von 35,00 €

(8 10 Bundeswahlordnung).

Die Verwaltung schlagt vor einen einheitlichen Betrag in Héhe von 40,00 € an die Wahlhelfer aus-
zubezahlen. Dieses Erfrischungsgeld wird z.B. auch vom Markt Manching den Wahlhelfern ge-
wahrt.

Die Stadt Vohburg bekommt fur die Durchfiihrung der Bundestagswahl gem. § 50 Abs. 2 BWG die
tatsédchlichen Kosten fur die Wahlhelfer und die Portokosten fur die Briefwahler erstattet. Weitere
Kosten werden je Wahlberechtigten pauschal abgerechnet (§ 50 Abs. 3 BWG). Der Erstattungsbe-
trag belauft sich flr die Bundestagswahl 2017 auf 0,51 € je Wahlberechtigten (WahlkostenV).

Beschluss:

Das Erfrischungsgeld fur die Bundestagswahl am 24.09.2017 wird auf einheitlich 40,00 € je ehren-
amtlichen Wabhlhelfer festgesetzt.

Abstimmungsergebnis: Jal7 NeinO

2. 3. Anderung der Beitrags- und Gebiihrensatzung zur Entwasserungs- 955
satzung (BGS-EWS)

Der Stadtrat hat am 12.11.2014 die Beitrags- und Gebiihrensatzung zur Entwésserungssatzung
beschlossen. Die Satzung trat mit Wirkung vom 01.01.2015 in Kraft. Zwei Anderungen der Satzun-
gen wurden mittlerweile beschlossen. Wahrend der Prifung durch den Kommunalen Prifungsver-
band, im Jahr 2016, stellte die Pruferin fest (TZ 21b), dass auf Grund der technischen Neuerung
eine Pauschale von 18 m3 fir die Einleitung in die Klaranlage von nicht vollstandig Uber Wasser-
zahler erfassten Einrichtungen, Gberhéht erscheint. Im Prifungsbericht empfahl der Prifungsver-
band eine Reduzierung dieser Pauschale auf 15 m3. Mit Beschluss vom 25.07.2017 (Nr. 924)
sprach sich der Stadtrat daftir aus, die Empfehlung des Prifungsverbandes anzunehmen.

Nach Riicksprache mit der Kommunalaufsichtsbehdrde im Landratsamt Pfaffenhofen wird die An-
derung ab dem Abrechnungsjahr 2018 beriicksichtigt.
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Beschluss:

Die Stadt Vohburg a.d. Donau erlasst aufgrund des Art. 5, 8 und 9 des Kommunalabgabengeset-
zes (KAG) folgende

3. Satzung zur Anderung der

Beitrags- und Gebiihrensatzung zur Entwasserungssatzung

der Stadt Vohburg a.d. Donau

(BGS-EWS-)

Die Satzung ist Bestandteil dieses Beschlusses (siehe Anlage).

Die reduzierten Pauschalgebihren werden ab dem Abrechnungsjahr 2018 beriicksichtigt.

Abstimmungsergebnis: Jal7 NeinO

3. 1. Anderung der Entwasserungssatzung (EWS) 956

Der Stadtrat hat am 18.12.2007 eine Entwasserungssatzung beschlossen. Die Satzung trat mit
Wirkung vom 01.01.2008 in Kraft. Wahrend der Prifung durch den Kommunalen Prifungsverband,
im Jahr 2016, stellte die Prferin fest, dass eine Neuerung in § 17 Abs. 2 Satz 1 EWS nicht einge-
arbeitet wurde.

Mit Gerichtsurteil vom 03.11.2014 -4 N 12.2074- hat der BayVGH § 17 Abs. 2 Satze 1 und 2 EWS
fur nichtig erklart.

Das StMI halt es im Rundschreiben vom 13.02.2015 fir ausreichend, in § 17 Abs. 2 Satz 1 EWS
die Worter ,, auf Kosten des Grundstiickseigentliimers® zu streichen.

Es soll hiermit sichergestellt werden, dass die Stadt nicht willkirlich Beprobungen auf Kosten der
Grundstiickseigentiimer vornehmen kann.

Mit Beschluss vom 25.07.2017 (Nr. 924) bestand seitens des Stadtrates Einverstandnis die Sat-
zung in einer der kommenden Sitzungen zu andern.

Beschluss:

Die Stadt Vohburg a.d. Donau erlasst aufgrund des Art. 23 und Art. 24 Abs. 1 Nr. 1 und 2, Abs. 2
und 3 der Gemeindeordnung (GO) folgende

1. Satzung zur Anderung der

Satzung fir die 6ffentliche Entwasserungsanlage
der Stadt Vohburg a.d. Donau
(Entwasserungssatzung —EWS-)

Die Satzung ist Bestandteil dieses Beschlusses (siehe Anlage).

Abstimmungsergebnis: Jal7 NeinO

4. Abwassergebihren; Einfihrung der gesplitteten Abwassergebiihr 957
zum 01.01.2019
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Bei der Abwasserentsorgung endet zum 31.12.2018 der Kalkulationszeitraum fir die Beitrdge und
Gebuhren. Diese waren somit zum 01.01.2019 neu zu kalkulieren.

Im Bereich der Gebihren ist jedoch die so genannte gesplittete Abwassergebihr einzufiihren. Sind
mehr als 12 % der gebuhrenfahigen Kosten der Oberflachenentwésserung zuzuordnen, ist dies
nach einem Urteil des BayVGH erforderlich.

Die erforderlichen Flachenbestimmungen sind jedoch nur mit einem sehr grof3en Zeitaufwand
moglich. Die Arbeiten missen hierfur von einem Planungsburo tibernommen werden. Die Kalkula-
tion wird ebenfalls wieder an ein Blro vergeben.

Die gesplittete Abwassergebuihr soll mit der neuen Beitrags- und Gebuhrenkalkulation, also zum
01.01.2019, eingefuhrt werden.

Beschluss:
Die gesplittete Abwassergebuhr wird zum 01.01.2019 eingefiihrt. Die Verwaltung wird beauftragt
Angebote fur die Flachenermittlung und Angebote fur die Berechnung der kalkulatorischen Kosten

in der Oktobersitzung vorzulegen.

Abstimmungsergebnis: Jal7 NeinO

5. Einfuhrung einer stadtischen App 958

Die Verwaltung der Stadt Vohburg méchte die Blrgerinnen und Blrger kiinftig schneller tGiber wich-
tige Ereignisse informieren kénnen und mdéchte eine stadtische Blrgerservice-App zum Einsatz
bringen. Insbesondere Gefahrenmeldungen (Hochwasser, Gewitter, Unfélle mit StralRensperrun-
gen etc.) sollen so direkt auf die Smartphones der Vohburger Birgerinnen und Birger gelangen.
Ein weiterer Vorteil ist auch, dass Uber diese App auch Mangel direkt ins Rathaus gemeldet wer-
den kdnnen (z.B. StraRenlécher, defekte Spielgerate, defekte StraRenlampen).

Aber auch stadtische Termine kénnen so nochmals bei den Blrgerinnen und Burger in Erinnerung
gerufen werden.

Die Verwaltung hat mit der AKDB und der Fa. Komuna zwei Anbieter angeschrieben, die zum
Grofteil Standardlésungen fir Gemeinden anbieten und im Wesentlichen die gleichen Inhalte zur
Verfligung stellen.

Die Fa. Komuna verlangt eine Einrichtungspauschale in H6he von 1.785,00 € brutto und eine jahr-
liche pauschale in Héhe von 1.185,24 € (brutto). Bei der jahrlichen Pauschale sind verschiedene
Module inklusive.

Die AKDB verlangt einen Einrichtungspauschale in Héhe von 1.800,00 € brutto und eine jahrliche
pauschale in Hohe von ca. 1.000,00 € bis 1.100,00 € (brutto), je nachdem welche Module hinzu
gebucht werden.

Die Gemeinde Baar-Ebenhausen hat bereits eine Blrgerservice App der Fa. AKBD im Einsatz und
ist mit dieser sehr zufrieden.

Start der Birgerservice-App, die sowohl fiir iOS und Android, zur Verfligung steht kdnnte, nach
Auskunft der AKDB bereits zum 01.01.2018 erfolgen. Der Download ist fiir die Nutzer kostenlos.

StR Ludsteck bat um Auskunft, ob die App auch fiir Microsoft Gerate nutzbar ist. Dies wird von der
Verwaltung noch tberprift.

StR Dietz stellte eine glnstigere Variante (App-yourself) vor, bei der man sich die Einrichtungsge-
buhr sparen wirde und gleichzeitig auch jahrliche Kosten. Eine ahnliche Funktion (News direkt
aufs Handy der Nutzer) musste auch uUber die Homepage der Stadt Vohburg mdglich sein.

Die Stadtverwaltung wird hierzu Kontakt mit Herrn Binder-Catana aufnehmen und dies mit ihm be-
sprechen.
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Beschluss:
Die Stadt Vohburg richtet eine Blirgerservice App ein. Start des kostenlosen Downloads der App
soll zum 01.01.2018 sein.

Abstimmungsergebnis: Jal7 NeinO

6. Neubau von Sozialwohnungen: Auftragsvergabe Baugrunduntersu- 959
chung

In der Sitzung des Stadtrats vom 25.07.2017 wurde der Neubau von vier Sozialwohnungen auf dem
Grundstuck Fl. Nr. 1289, SchleifmihlstraRe 10 beschlossen.

Fir die vorbereitenden Planungsmalf3nahmen ist die Beurteilung des Baugrunds erforderlich.

Die Bauabteilung hat hierzu eine freihdndige Angebotseinholung durchgefiihrt.

Von den insgesamt 6 zur Angebotsabgabe aufgeforderten Firmen gaben 3 Firmen ein Angebot ab.

Nach Prifung und Wertung ergibt sich folgender Vergabevorschlag:

Ingenieurbiiro Heinloth, Hilpoltstein Euro 2.564,45
nachsthdcheres Angebot: Euro 3.677,10 (143 %)
Beschluss:

Der Stadtrat erteilt den Auftrag fur die Baugrunduntersuchung an das Ingenieurbiiro Heinloth aus
Hilpoltstein zu einer Angebotssumme in Hohe von Euro 2.564,46.

Abstimmungsergebnis: Jal7 NeinO

7. Antrag auf immissionsschutzrechtliche Genehmigung der Firma 960
Uniper Kraftwerke GmbH zur Umnutzung eines bestehenden Tanks
zur Bevorratung von Gasol

Antragsgegenstand des immissionsschutzrechtlichen Antrages ist die Umnutzung des bislang als
Nebenanlage des Kraftwerks flr die Brennstoffversorgung des Blocks 3 zugelassenen Tanks 5 fir
die zukunftige Nutzung zur Bevorratung mit Gasol im Auftrag des Erddlbevorratungsverbandes.
Der Tank hat ein Fassungsvolumen von ca. 100.000 m3. Nach Angaben des Betreibers ist fur die
Erstbeflllung des Tanks ein Zeitraum von ca. 6 Monaten vorgesehen. Es ist dabei mit einem Ver-
kehrsaufkommen von 30 LKW pro Tag zu rechnen, so dass 60 Fahrbewegungen (30 Hin- und 30
Ruckfahrten) stattfinden. Die Anlieferungen finden dabei ausschlie3lich von Montag bis Samstag
von 06:00 Uhr bis 22:00 Uhr statt. Wahrend der Nachtzeit, sowie an Sonn- und Feiertagen ist eine
Anlieferung untersagt. Nach der erfolgten Erstbefiillung wird jedes Jahr eine Frischhaltung erfor-
derlich, wobei dabei ca. 1/3 des Tanks entleert und wieder befillt wird. Durchschnittlich kommt es
dabei zu einer Anlieferfrequenz von 5 LKW pro Tag. Zu den oben genannten Verkehrsimmissionen
liegt ein Gutachten zum Larmschutz des TUV Siid vom 16.08.2017 vor in dem die Einhaltung der
zuldssigen LArmwerte an den betroffenen Immissionsorten festgestellt wird.

Die zulassige Fahrroute, sowie die bericksichtigten Immissionsorte sind im beiliegenden Lageplan
zum Larmgutachten dargestellt.

Nach Aussage der Immissionsschutzbehdérde am Landratsamt Pfaffenhofen werden sowohl der
Fahrweg, wie auch die festgesetzten Zeiten als Auflagen in der Genehmigung festgesetzt.
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Zudem wird die Stadt Vohburg vom Landratsamt Pfaffenhofen aufgefordert bis zum 29.09.2017
eine Stellungnahme zum Antrag auf Zulassung des vorzeitigen Beginns abzugeben. Dabei wird die
Errichtung folgender Anlagenteile vorzeitig beantragt:

- Errichtung eines Wendeplatzes fur Tankfahrzeuge

- Errichtung der Annahme-, Pump-, Mess- und Regelstation

- Errichtung von Rohrleitungen, Armaturen und Geréte an Tank 5

- Ruckbau der bestehenden Rohrleitungsverbindung zu Tank 4

Birgermeister Schmid informierte den Stadtrat, dass die Briicke gstlich von Irsching, Gber die die
TKW fahren missten, nach der aktuellem Briickenpriifung, nur mit 16 t befahren werden darf.

Herr Schwadtke von der Fa. Uniper stellte in einem ca. 15-miniltigen Vortrag den Anwesenden die
beantragte MalRnahme vor.
Im Anschluss stand er fur Fragen der Stadtratsmitglieder zur Verfigung.

StR Muller stellte die Notwendigkeit der Erddlbevorratung insgesamt in Frage und pladierte fir
eine Anlieferung per Pipeline. Herr Schwadtke antwortete hierauf, dass Gasol nicht von allen Raffi-
nerien hergestellt wird und bei einer Pipelineversorgung der Preis des Gasdls vom Lieferanten dik-
tiert werden konnte.

StR Rechenauer fragte nach, ob eine Anlieferung per Bahn mdglich ware. Hierzu antwortete Hr.
Schwadtke, dass die Kosten hierfuir auch unverhaltnismanig hoch waren und die Planung viel zu
lange dauern wirde.

StR Brunnhuber sprach sich gegen die MaRhahme aus, da den Anliegern bereits in der Vergan-
genheit viel zugemutet wurde.

StR Ludsteck sprach von einer massiven Beeintrachtigung der Anwohner und dass hier eine Ab-
wagung zwischen den wirtschaftlichen Interessen der Fa. Uniper und der Lebensqualitat der Men-
schen getroffen werde misse. Bei der geplanten Malihahme geht seine Abwagung

zu Gunsten der MitbUrgerinnen und Mitblrger aus.

StR Dietz sah sich nicht in der Lage auf die Kiirze der Zeit eine so weitreichende Entscheidung zu
treffen. Es seien viele Dinge ungeklart, etwa die Geruchsbelastigung, die Erschlieung, da die Bri-
cke nur auf 16 t ausgelegt ist. Weiterhin seien die Schaden, welche die TKW an der StralRe hinter-
lassen, nicht absehbar.

Er glaube auch nicht, dass die Arbeitsplatze, wie von Hr. Schwadtke ausgefihrt, durch diese MalR3-
nahme ,sicherer werden, da die Lohnkosten bei den derzeit anhangigen Klagen zwischen dem
Bund und Uniper, verschwindend gering seien.

StR Reith hinterfragte kritisch, ob eine Anlieferung zwingend am Samstag notwendig sei. Herr
Schwadkte fiihrte aus, dass Uber die Anlieferungszeiten und Tage durchaus Gesprachsbereit-
schaft besteht.

StR Josef Steinberger sprach von 3.200 Gefahrguttransporten, die bei der Erstbefiillung durch ein
Wohngebiet miissen und er verstehe nicht, warum keine anderen Mdglichkeiten der Anlieferung in
Betracht gezogen werden.

Beschluss:

Das gemeindliche Einvernehmen zum vorzeitigen Baubeginn wird, wegen der fehlenden Befahr-
barkeit der Briicke und der beantragten Fahrzeiten, nicht erteilt.

Seitens der Verwaltung werden weitere Gesprache, insbesondere bezgl. der Anlierferzeiten, ge-
fuhrt und die Ergebnisse dem Stadtrat erneut vorgelegt.

Eine Ortsdurchfahrt tber die westliche Achbriicke innerorts von Irsching wird ausgeschlossen.
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Abstimmungsergebnis: Jal6 Nein 1l

Abstimmungsvermerke:

Gegenstimme StR Ludsteck

8. Klaranlage Vohburg

8.1 Auftragsvergabe fir Elektroinstallationsarbeiten 961

Fir die Elektroinstallationsarbeiten auf der Klaranlage Vohburg wurde eine 6¢ffentliche Ausschrei-
bung durchgefunhrt.

12 Firmen haben die Unterlagen fur diese Ausschreibung angefordert, davon haben 3 Firmen ein
Angebot abgegeben.

Die Kostenberechnung des Ingenieurbiiros HPE lag bei 425.900.44 € brutto.

Die Angebote wurden rechnerisch, technisch und wirtschaftlich vom Ingenieurbiro gepruft:

Das wirtschaftlichste Angebot liegt 11 % unter der Kostenberechnung.

G+T Automation GmbH aus Schwarzenbruck 378.805,23 €
Néachsthéhere Angebotssumme 393.375,92 € (104 %)
Beschluss:

Der Stadtrat erteilt den Auftrag Uber Elektroinstallationsarbeiten der Firma G+T Automation GmbH
aus 90592 Schwarzenbruck zu einer Bruttoangebotssumme von 378.805,23 €.

Abstimmungsergebnis: Jal7 NeinO

8.2 Auftragsvergabe fiir Blockheizkraftwerk (BHKW) 962

Im Rahmen einer beschrankten Ausschreibung wurden fur das Blockheizkraftwerk 13 Firmen an-
geschrieben, davon hat eine Firma ein Angebot abgegeben.

Die Kostenberechnung des Ingenieurbiiros HPE lag bei 143.941,39 €.

Das Angebot wurde rechnerisch, technisch und wirtschaftlich gepriift.
Es liegt 14 % Uber der Kostenberechnung. Grund hierfiir sieht das Ingenieurbliro in der sehr guten
Konjunkturlage.

NQ Service GmbH aus 91802 Meinheim 163.560,66 €

Beschluss:
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Der Stadtrat erteilt den Auftrag tiber Blockheizkraftwerk der Firma NQ Service GmbH aus 91802
Meinheim mit einer Bruttoangebotssumme von 163.560,66 €.

Abstimmungsergebnis: Jal7 NeinO

8.3 Auftragsvergabe fir Heizungs-, Luftungs- und Sanitararbeiten 963

Im Rahmen einer beschrankten Ausschreibung wurden fur Heizungs-, Liftungs- und Sanitararbei-
ten 10 Firmen angeschrieben, davon haben vier Firma ein Angebot abgegeben.

Die Kostenberechnung des Ingenieurbiiros HPE lag bei 108.264.92 €.

Die Angebote wurden rechnerisch, technisch und wirtschaftlich gepruft.
Es liegt 28 % unter der Kostenberechnung.

Huber GmbH aus 93333 Neustadt/Donau 78.014,97 €
Nachsththere Angebotssumme 93.372,42 € (120%)
Beschluss:

Der Stadtrat erteilt den Auftrag Uber Heizungs-, LUftungs- und Sanitararbeiten an die Firma Huber
GmbH aus 93333 Neustadt zu einer Bruttoangebotssumme von 78.014,97 €.

Abstimmungsergebnis: Jal7 NeinO

8.4 Auftragsvergabe einer 2. Baugrunduntersuchung 964

Es wurde bereits eine Baugrunduntersuchung durchgeftihrt. Bei dieser wurde festgestellt, dass im
Bereich der neuen Bebauung eine alte Bodenplatte vorhanden ist. Diese konnte mit den vorhande-
nen Maschinen nicht durchstofRen werden.

Aus diesen Grund muss eine 2. Baugrunduntersuchung beauftragt werden, um die Tragfahigkeit
unterhalb der Bodenplatte feststellen zu kénnen.

Vorschlag Verwaltung

Ingenieurbiiro Schréflaus Mallersdorf-Pfaffenberg 8.546,58 €

Beschluss:

Der Stadtrat erteilt den Auftrag lGber die 2. Baugrunduntersuchung dem Ingenieurbtiro Schréfl aus
Mallersdorf-Pfaffenberg zu einer Bruttoangebotssumme von 8.546,58 €.

Abstimmungsergebnis: Jal7 NeinO

9. Neuvergabe der Maharbeiten ab dem Jahr 2018 965

Ende des diesen Jahres lauft der Vertrag tber die Maharbeiten aus.
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Aus diesen Grund hat die Stadtverwaltung zwei Angebote eingeholt.
Wirtschaftlichstes Angebot
Fa. Klaus Karl, Vohburg 5,71 Cent/mz

N&chsththerer Anbieter 7,14 Cent/m2 (125 %)

Die Gesamtausgaben werden sich auf ca. 40.000,00 € belaufen.

Dieser hat bisher die Grunflachenpflege der Stadt Vohburg mit Zufriedenheit durchgefihrt.

Beschluss:
Der Stadtrat verlangert den bestehenden Vertrag fur die Maharbeiten im Stadtgebiet Vohburg und

den Ortsteilen bis zum 31.12.2019 mit Fa. Klaus Karl aus Vohburg mit den angepassten m2-Prei-
sen.

Abstimmungsergebnis: Jal7 NeinO

10. Burgberg Vohburg westlicher Bereich: Auftragsvergabe fir Rodungs- 966
arbeiten

Auf dem Burgberghang zwischen dem Burgtor und der Treppe zum Friedhof hat sich Uber Jahre ein
starker Aufwuchs gebildet. Der dort angesiedelte Magerrasen hat sich durch die starke Verschattung
zurtickgebildet.

AulRerdem ist die Verkehrssicherheit infolge der Zerkliftung des Felsgesteins durch die einwach-
senden Wurzeln der hauptsachlich angeflogenen Eschen und Robinien geféhrdet. Durch die Wur-
zelsprengungen lésen sich standig Gesteinsbrocken, welche dann auf die Anliegergrundstticke rol-
len.

Der Stadt Vohburg liegt hierzu ein vor langerer Zeit in Auftrag gegebenes Gutachten vor. Das Gut-
achten kommt zu dem Schluss, dass der sich selbststandig gebildete Bewuchs zu entfernen ist. In
der Folgezeit ist durch geeignete Malinahmen (z.B. Beweidung durch Gastziegen) sicherzustellen,
dass erneuter Aufwuchs nicht mehr entsteht.

Es ist vorgesehen, Aufwuchs ab einem Stammdurchmesser von 7 cm zu entfernen.

Die Bauverwaltung hat ein Freihandiges Ausschreibungsverfahren fir die Rodungsarbeiten durch-
gefluhrt.

Die Rodungsarbeiten wurden mit der Unteren Naturschutzbehérde des Landratsamts Pfaffenhofen
abgestimmt.

Von den insgesamt 8 zur Angebotsabgabe aufgeforderten Firmen gaben 4 Firmen ein Angebot ab.

Nach Prifung und Wertung ergibt sich folgender Vergabevorschlag:

Firma Fiedler, GroBmehring 23.917,22 €
nachsthoheres Angebot 48.016,00 € (201 %)
Beschluss:
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Der Stadtrat erteilt den Auftrag fur die Arbeiten fir die Burgbergrodung an die Firma Fiedler aus
Grolimehring zu einer Bruttoangebotssumme von 23.917,22 €.

Abstimmungsergebnis: Jal7 NeinO

11. Wasserturm Vohburg

11.1 Auftragsvergabe Flachdachabdichtung 967

Die Flachdach-Abdichtung des Wasserturmdaches ist undicht. Es liegen bereits erhebliche Durch-
nassungsschaden am Natursteinmauerwerk unterhalb des Dachhorizonts vor.

Aus der Sicht der Bauverwaltung sind die vorhandenen Undichtigkeiten in der Dachabdichtung mit
Folgeschaden u.a. auch durch nicht fachgerecht abgedichtete Dachdurchdrungungen seitens des
Netzbetreibers Telekom verursacht worden.

Die Firma wurde bereits zu einer Kostentragung in Hohe von 90 % an den anfallenden Sanierungs-
kosten aufgefordert.

Obwonhl einiger Schriftverkehr —auch unter Androhung einer Kiindigung des Vertragsverhaltnisses-
gefuihrt wurde, und ein Ortstermin mit der Mieterin stattfand, gibt es bisher keine Reaktion seitens
der Mieterin (DFMG).

Die Durchnassungsschaden nehmen ein immer grof3eres Ausmald an. Folgeschaden durch Auffrie-
rungen der Natursteine der Fassade sind bereits in groRerem Ausmafd vorhanden.

Aus diesem Grund ist eine Dachsanierung dringend erforderlich und kann aus technischer Sicht
nicht noch langer verschoben werden.

Bereits jetzt fallen vom Frost gelockerte Natursteinbrocken herunter und gefahrden Leib und Leben
von Passanten.

Eine Beteiligung an den Kosten flr verursachte Schaden durch die Mieterin ist im Gestattungsver-
trag zwischen der Stadt Vohburg und DFMG in § 7 des Vertrags geregelt. Trotz mehrmaliger Auffor-
derung hat sich die Mieterin dazu aber bisher nicht geduRRert. Notfalls muss die Kostenbeteiligung
auf rechtlichem Weg durchgesetzt werden.

Eine Kiindigung des Gestattungsvertrags ware im Juni 2018 mit Wirkung zum 31.12.2018 mdglich.

Fur die Erneuerung der Dachabdichtung wurde eine Freihandige Ausschreibung durchgefthrt.

Es wurden 9 Firmen zu einer Abgabe eines Angebots aufgefordert. Drei Angebote wurden einge-
reicht.

Nach Prifung und Wertung ging die Firma Huttinger aus Schernfeld als Mindestbieterin hervor.
Das Angebot der Firma schlief3t mit einer Angebotssumme in Héhe von Euro 40.576,08.

Die Zuschlagsfrist ist bereits abgelaufen. Auf Anfrage ist die Firma jedoch bereit, den Auftrag noch
zu den urspriinglichen Konditionen anzunehmen.

Beschluss:

Die Bauverwaltung schlagt vor, die Arbeiten fiir die Dachsanierung an die Firma Hutttinger aus
Schernfeld mit einer Auftragssumme in Héhe von Euro 40.576,09 zu vergeben.

Abstimmungsergebnis: Ja 15 Nein 2

Abstimmungsvermerke:
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Gegenstimmen: StR Ludsteck und StR Dr. Scharringer

11.2 Auftragsvergabe Absturzsicherung 968

Auf dem Flachdach des Wasserturms wurde drei Mobilfunkbetreibern die Errichtung von Antennen
genehmigt. Die Anlagen werden jahrlich einige Male in Augenschein genommen. Dazu ist das Be-
treten des Wasserturmdachs erforderlich.

Die vorhandene Attikah6he betragt ca. 75 cm. Das Bauwerk Wasserturm mit insgesamt ca. 27,50 m
Ho6he ist im bauordnungsrechtlichen Sinn als Hochhaus einzustufen (tber 21 m hoch). In Hochhau-
sern sind absturzgefahrdete Bereiche mit einem Seitenschutz von 1,10 m H6he abzusichern.

Zur Herstellung der Absturzsicherung ist die Erhéhung der vorhandenen Briistung mittels Metallge-
lander vorgesehen. Zusatzlich muss die Dachaufstiegsluke erneuert werden.

Das Bristungsgelander ist auBerdem fir die geplante Durchfihrung der notwendigen Erneuerung
der Dachabdichtung des Wasserturm-Flachdachs erforderlich.

Es ist beabsichtigt, die entstehenden Kosten sowohl fur die Bristungserhéhung als auch fur die
geplante Flachdachsanierung auf die Mobilfunkbetreiber umzulegen.

Fir die Arbeiten zur Bristungserndhung wurde eine Angebotseinholung eingeleitet. Drei Firmen ha-
ben ein Angebot abgegeben.

Robert Schlittenbauer aus Vohburg 12.030,90 €
Néachsthéhere Angebotssumme 13.268,50 € (110%)

In der Angebotssumme ist auch die Erneuerung der Dachluke mit ca. 2.600 € enthalten.

Die Zuschlagsfrist ist bereits abgelaufen. Auf Anfrage ist die Firma jedoch bereit, den Auftrag noch
zu den urspringlichen Konditionen anzunehmen.

Beschluss:

Der Stadtrat erteilt den Auftrag Uber die Absturzsicherung der Firma Robert Schlittenbauer aus
Vohburg zu einer Bruttoangebotssumme von 12.030,90 €.

Abstimmungsergebnis: Jal7 NeinO

12. Bauantrag zur Errichtung eines Wohnhauses mit 2 Wohneinheiten auf 969
FI-Nr. 872/10, Gemarkung Vohburg, Bauherr irma Leser

Mit Antrag vom 06.04.2017 wurde von der Bauherrin Irma Leser ein Antrag auf Neubau eines
Wohnhauses mit 3 Wohneinheiten eingereicht. Von den Festsetzungen des Bebauungsplans wa-
ren dafir folgende Befreiungen notwendig:

Geplante Mal3Bhahmen Festsetzungen Bebauungsplan
Kniestock mit 1,03 m E+1 kein Kniestock erlaubt
Dachgaubenbreite 4,00 m Dachgaubenbreite max. 1,60 m
3 Wohneinheiten => 5 Stellplatze Max. 4 Stellplatze

Traufh6he Garage 5,75 m Traufhbhe Garage max. 2,75 m
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Aufgrund der Hohenentwicklung und der Vielzahl an Befreiungen hat der Stadtrat mit Stadtratsbe-
schluss vom 02.05.2017 das gemeindliche Einvernehmen verweigert.

Nun wurde vom Bauherrn beim Landratsamt Pfaffenhofen ein neuer Bauantrag zur Errichtung ei-
nes Zweifamilienwohnhauses mit folgenden geringen Befreiungen eingereicht:

Geplante MaRnahme Festsetzungen Bebauungsplan | Begriindung
Dachgaubenbreite 2,00 m Dachgaubenbreite max. 1,60 Energetisch

m
Geanderter Garagenstand- | Festgesetzter Garagenstandort | Grundstlicksschnitt, innerhalb
ort Baugrenzen

Die Stadt Vohburg soll daher tiber den nun geanderten Antrag erneut entscheiden.

Beschluss:

Das gemeindliche Einvernehmen zur Errichtung eines Zweifamilienwohnhauses wird erteilt.

Abstimmungsergebnis: Jal7 NeinO

13. Bauantrag der Fa. Schnepf zum Neubau von 3 Mehrfamilienwohnh&u- 970
sern und eines Einfamilienhauses auf FI-Nr. 1006/2, Gemarkung Men-
ning, Kirchstrafle 12; Erteilung des gemeindlichen Einvernehmens

Uber den vorliegenden Bauantrag zur Errichtung von 3 Mehrfamilienwohnhéusern mit je 5
Wohneinheiten hat der Stadtrat in seiner Sitzung vom 27.06.2017 bereits entschieden. Dabei
wurde das gemeindliche Einvernehmen wegen ,Ubernutzung*“ nicht erteilt. Nach Ansicht der Stadt
Vohburg fugte sich das geplante Bauvorhaben hinsichtlich der Hohenentwicklung und der GRZ
von 0,45 nicht in die Umgebungsbebauung ein. Mit Schreiben des Landratsamtes Pfaffenhofen
vom 03.08.2017 wurde der Stadt Vohburg mitgeteilt, dass sich das Bauvorhaben aus folgenden
Grinden in die Umgebungsbebauung einfligt. Nach Ansicht des Landratsamtes handelt es sich im
vorliegenden Bereich um ein Mischgebiet in dem eine GRZ von 0,6 zulassig ware. Die geplante
GRZ von 0,45 liegt daher deutlich innerhalb der Grenze. Die beantragte Firsthéhe von 9,80 mist in
der Umgebung vorhanden. Zu den in der Schreinerstral3e angeordneten 12 oberirdischen Stellplat-
zen wurden die Immissionsschutzbehérde und die Verkehrsbehdrde beteiligt. Aus deren Sicht be-
stehen keine Bedenken. Nachdem sich das Vorhaben daher aus Sicht des Landratsamtes Pfaffen-
hofen einflgt und daher genehmigungsfahig ist, wurde der Stadt Vohburg mitgeteilt, dass beab-
sichtigt ist das gemeindliche Einvernehmen zu ersetzen.

Die Verwaltung schlagt daher vor, dass gemeindliche Einvernehmen zu erteilen, da bei einer er-
neuten Ablehnung Schadensersatzanspriiche durch den Bauherrn nicht ausgeschlossen werden
konnen.

Beschluss:

Das gemeindliche Einvernehmen wird erteilt.

Abstimmungsergebnis: Ja 15 Nein 2

Abstimmungsvermerke:

StR Josef Steinberger und StR Ludsteck
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14. Einbeziehungssatzung FI-Nr. 1221/4, Gemarkung Dinzing, Bauherr 971
Stefan Finkenzeller, Abwagungs- und Satzungsbeschluss

Mit Beschluss vom 30.05.2017 hat der Stadtrat beschlossen, eine Einbeziehungssatzung fur die
FI-Nr. 1221/4 Gemarkung Dinzing aufzustellen. Mit der Planung wurde das Buro Wipfler-Plan aus
Pfaffenhofen beauftragt.

Die Bekanntgabe, sowie die Auslegung des Planentwurfs und die Beteiligung der Offentlichkeit
und Behdrden erfolgte im Zeitraum vom 26.07.2017 bis 28.08.2017.

Aufgrund dieser Auslegung gingen Stellungnahmen mehrerer , Trager 6ffentlicher Belange® ein.

Der Stadtrat der Stadt Vohburg nimmt wie folgt Stellung zu den eingereichten Stellungnahmen sei-
tens der Trager offentlicher Belange nach den Verfahren gemafi § 13 Abs. 2 i.V.m. 8 3 Abs. 2 und
8 4 Abs. 2 BauGB

A. STELLUNGNAHMEN TRAGER OFFENTLICHER BELANGE

Folgende Behdrden und sonstige Trager offentlicher Belange haben Stellungnahmen ohne Ein-
wande und Bedenken abgegeben:

- Bayernwerk AG, Stellungnahme vom 31.07.2017

=>» Kein Beschluss erforderlich

Folgende Behdrden und sonstige Trager offentlicher Belange haben Stellungnahmen mit Einwén-
den und Bedenken abgegeben:

1. Landratsamt Pfaffenhofen

1.1 Planungsrechtliche und ortsplanerische Beurteilung, Stellungnahme vom 02.08.2017

1. Die stadtebauliche Erforderlichkeit ist gemaf § 1 Abs. 3 BauGB nachzuweisen. Die vorhan-
denen Potenziale der Innenentwicklung in den Siedlungsgebieten [...] sind dabei méglichst
vorrangig zu nutzen (vgl. 3.2 (Z) Landesentwicklungsprogramm 2013).
Erlauterung:
Fur die Einbeziehungssatzung sind Anforderungen u. a. nach § 1 Abs. 3 bis 7 BauGB zu
erflllen; u. a. ist die stadtebauliche Erforderlichkeit gemaf § 1 Abs. 3 BauGB nachzuwei-
sen. (Zwar ist in der Region Ingolstadt eine dynamische Entwicklung vorhanden (siehe Re-
gionalplan 10 B Ill, 1.1 (G)), gemalR 3.2 (Z) des Landesentwicklungsprogramms (LEP 2013)
sind jedoch dabei in den Siedlungsgebieten [...] die vorhandenen Potenziale der Innenent-
wicklung mdglichst vorrangig zu nutzen. Ausnahmen sind zuléssig, wenn Potenziale der
Innenentwicklung nicht zur Verfligung stehen.)
Daher ware nachzuweisen, dass die Einbeziehungssatzung mit einer stadtebaulichen Ent-
wicklung vereinbar ist (vgl. 8 34 Abs. 5 Satz 1 Nr. 1 BauGB) und somit bei der Inanspruch-
nahme von Aul3enbereichsflachen in der Begriindung darzulegen. dass das gesamte Ge-
meindegebiet von Vohburg hinsichtlich moglicher Potentiale der Innenentwicklung betrach-
tet wurde.
Die Erganzung der Begriindung beziglich des Bauliicken- bzw. Leerstandkatasters sowie
die Ermittlung des zukiinftigen Wohnbaubedarfs werden in diesem Zusammenhang fiir er-
forderlich gehalten. Daneben wird angeregt, den tats&chlichen Wohnbaubedarf der Ge-
meinde aufzuzeigen und den analysierten Siedlungsdruck darzulegen. Die vorliegende Er-
klarung in der Begrindung unter Kapitel 4. Planung und Ziel ist noch nicht ausreichend und
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muss daher ergénzt werden. (Es wird im Zusammenhang mit einer Innenentwicklung z. B.
auch auf die Potenziale der Nachnutzung ehemaliger Hofstellen hingewiesen.)

2. GemalR 8 1 Abs. 6 Nr. 5 BauGB, LEP 2013 8.4.1 (G) und Art. 141 Abs. 1 Satz 4 BayVerf
sind die Belange der Baukultur zu beriicksichtigen, die Gestaltung des Orts- und Land-
schaftshildes zu beachten sowie gemaR Art 3 Abs. 2 BayVerf die kulturelle Uberlieferung
zu schitzen. Dabei ist die Eigenstandigkeit der Region zu wahren (vgl. Art 3a BayVerf). Auf
eine gute Gestaltung der Baugebiete insbesondere am Ortsrand und in den Ortsrandberei-
chen soll geachtet werden (vgl. Regionalplan der Region Ingolstadt (10), B Ill 1.5 (2)).
Erlauterung:

Gemal § 34 Abs. 5 Satz 2 BauGB konnen in den Satzungen nach § 34 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2
und 3 BauGB einzelne Festsetzungen nach § 9 Abs. 1 und 3 Satz 1 sowie Abs. 4 BauGB
getroffen werden.

Im gegenstandlichen Satzungsentwurf werden derzeit Regelungen zur planungsrechtlichen
Steuerung ortsplanerischer Gestaltung in stéadtebaulich bedeutsamen Punkten noch nicht
getroffen. Daher wird angeregt, z. B. Festsetzungen zur Uberbaubaren Grundstiicksflache,
zur Grundflache, zu Wandhohe und zur Geschossigkeit. zu treffen und die Inhalte in der
Planzeichnung in einer Nutzungsschablone aufzufiihren.

DarUber hinaus ist festzustellen, dass die fur unsere Region typische Bebauung unter an-
derem durch relativ stelle ziegelrote Satteldacher gepragt wird. Grundsatzlich sollte darauf
hingewirkt werden, dass im Bereich des Bauens eine regionale Identitat erhalten bleibt und
daher angeregt inshesondere an Ortsrandern - ziegelrote Satteldacher festzusetzen.
Daneben wird angeregt, gestalterische Festsetzungen z. B. zu den verwendeten Materia-
lien bzw. zur Farbgebung der Fassade zu treffen.

3. Die Bauleitplanung muss Planungssicherheit gewahrleisten und die Umsetzung des Plan-
vorhabens fir alle am Verfahren Beteiligten nachvollziehbar darstellen. Aus den Planunter-
lagen sollen sich die Gelandehdhen ergeben (vgl. 8 1 Abs. 2 PlanZV). Bei der Festsetzung
der Hohe baulicher Anlagen sind gemalf3 § 18 BauNVO die erforderlichen Bezugspunkte zu
bestimmen.

Erlauterung:

.,Hohenangaben sind im Bebauungsplan unerlasslich® (Bayerisches Staatsministerium des
Inneren - Oberste Baubehotrde, Planungshilfen p16/17). Aus den negativen Erfahrungen
einzelner Gemeinden durch fehlende geeignete Gelandeschnitte, wird angeregt, die Plan-
unterlagen durch aussagekraftige Gelandeschnitte zu erganzen. welche fir eine einver-
nehmliche Umsetzung unabdingbar sind, ggf. sind entsprechende Festsetzungen zu tref-
fen. (Zur Beurteilung des Gelandeverlaufes sollten Schnitte erganzend das dem Bebau-
ungsplan benachbarte Gelande auf ca. 5 m darstellen. Es wird angeregt dies zu erganzen.
AuRerdem sollten H6henbezugspunkte z. b. zur ErschlieBungsstralle (vgl. § 18 BauNVO)
festgesetzt werden. Es wird zudem darauf hingewiesen, dass nach allgemein giltigen Pla-
nungsgrundsatzen Gelandeveranderungen minimiert und dem Gelanderelief der Umge-
bung angepasst meist weich ausgeformt werden sollen (Béschungsverhaltnis max. 1 2).
Der Mindestabstand des Bdschungskammes bzw. BdschungsfuRes zur Grundstlicksgrenze
sollte mindestens einen Meter betragen, um Erosionen bzw. Niederschlagswasser — insbe-
sondere zur Wahrung des Nachbarschaftsfriedens — auf dem jeweiligen Grundstlick zu hal-
ten. Eine abschlieRende Stellungnahme zu den noch zu erbringenden Gelandeschnitten
muss daher dem weiteren Verfahren vorbehalten bleiben.)

4. Auf eine gute Ein- und Durchgriinung der Baugebiete insbesondere am Ortsrand und in
den Ortsrandbereichen soll geachtet werden (vgl. Regionalplan der Region Ingolstadt (10),
B Il 1.5 (2)). Dartiber hinaus dient der Griinstreifen der Abschirmung von Immissionen (z.
B. Staub, Spritz- und Dingemittelabdrift, etc.) auf Flachen unterschiedlicher Nutzung (hier
z. B. zwischen wohnen bzw. Landwirtschaft; vgl. 8 1 Abs. 6 Nr. 7 ¢ BauGB).
Erlauterung:
Bauliche Anlagen am Ortsrand sollten sich schonend und nicht stérend in das Landschafts-
bild einfiigen. Derzeit ist im gegenstandlichen Satzungsentwurf keinerlei Randeingriinung
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vorgesehen. Es wird angeregt, an der Westseite der Salzerstegstral3e eine Ortsrandeingrii-
nung festzusetzen, z. B. gemal Punkt 13.2 der Anlage zur PlanZV als lockere Bepflanzung
mit Baumen und Strauchern; ggf. konnte auch die bereits bestehende gewasserbegleitende
Grunstruktur als Eingrinung festgesetzt und gesichert werden. Dabei wéare dann der Gel-
tungsbereich zu erweitern.

5. Die Begrindung gemalR 8§ 2a Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 BauGB ist noch nicht ausreichend.
Erlauterung:

In der Begriindung ist die Einordnung der Planung in die Ziele der Raumordnung noch nicht
dargestellt. Aussagen dartiber sind daher noch zu ergdnzen. Darlber hinaus sollten die zu-
gehdrigen Ziele und Grundsatze des Landesentwicklungsprogramms (LEP 2013) jeweils
dahinter in Klammern zitiert werden, z. B. ,(LEP 2013 5.1 (G))“. Analog gilt dies fur die Re-
gionalplanung.

6. Als Risikogebiete im Sinne des § 73 Absatz 1 Satz 1 des Wasserhaushaltsgesetzes (WHG)
bestimmte Gebiete sollen gem. § 9 Abs. 6a BauGB im Flachennutzungsplan vermerkt wer-
den.

Erlauterung:

GemaR dem Informationsdienst Uberschwemmungsgefahrdete Gebiete (IUG) liegt der Um-
griff im Bereich der Hochwassergefahrenflachen HQEgxwem. ES wird in diesem Zusammen-
hang angeregt, zu prufen, ob in der Einbeziehungssatzung diese Flachen gemal3 § 9 Abs.
6a Satz 2 BauGB ,als Risikogebiete im Sinne des § 73 Absatz 1 Satz 1 des WHG be-
stimmte Gebiete” in der Planung zu vermerken sind. Auf das Rundschreiben des Bayeri-
schen Staatsministeriums fur Umwelt und Verbraucherschutz (UMS) vom 08.02.2016 an
den Bayerischen Gemeindetag wird hingewiesen. Der Stellungnahme des Wasserwirt-
schaftsamtes kommt in diesem Zusammenhang besondere Bedeutung zu.

Abwagung

Zu 1. Die Hinweise und Anregungen sind zur Kenntnis zu nehmen. Erklartes Ziel der Stadt Voh-
burg ist die bauliche Entwicklung des gegenstandlichen Bereichs, daher ist der Bereich im Fla-
chennutzungsplan (vom Landratsamt genehmigt) seit langem als Dorfgebiet dargestellt. Von Sei-
ten der Regional- und Landesplanung (Regierung von Oberbayern, Regionalverband Ingolstadt)
wird kein den Erfordernissen der Raumordnung Entgegenstehen der Planung gesehen. Die Erstel-
lung eines Leerstands- und Baullickenkatasters erscheint der Stadt Vohburg fir den Anlass der
Baurechtsschaffung fir eine Bauparzelle — vor allem, da es sich dabei um die sinnvolle Nachnut-
zung eines bereits vorher mit landwirtschaftlichen Nebengebauden genutzten Areals handelt - als
Uberzogen.

Zu 2. Die Hinweise und Anregungen sind zur Kenntnis zu nehmen. Die Stadt Vohburg sieht kei-
nen konkreten Anlass, hier weitergehende gestalterische Festsetzungen nur fiir eine Bauparzelle
zu treffen, da lediglich die Einbeziehung der gegenstandlichen Flache in den Innenbereich das Ziel
der Satzung ist. Eine Beurteilung, ob sich ein spateres Vorhaben hier nach Art und Maf3 der bauli-
chen Nutzung in die Umgebung einfiigt obliegt im Rahmen der Genehmigung im Ubrigen dem
Landratsamt.

Zu 3. Die Hinweise und Anregungen sind zur Kenntnis zu nehmen. Festsetzungen und Regelun-
gen zu Gelandeveranderungen und zur Héhenlage der Gebéaude, als auch zusatzliche Gelande-
schnitte scheinen der Stadt Vohburg fiir den gegenstandlichen Bereich einer Bauparzelle als tber-
zogen, zumal es sich um eine Satzung handelt, deren Regelungsinhalt sich auf ,einzelne Festset-
zungen nach § 9 Abs. 1 und 3 Abs. 1 sowie Abs. 4 BauGB* beschranken sollte (vgl. § 34 Abs. 6
Satz 2 BauGB). Es gelten gemeinhin hier die bauordnungsrechtlichen Regelungen der Bayeri-
schen Bauordnung — wie auch fir die angrenzenden bereits bebauten Bereiche. Eine Beurteilung
der Vorhaben kann letztlich durch das Landratsamt im Rahmen des Bauantrags erfolgen.

Zu 4. Die Hinweise und Anregungen sind zur Kenntnis zu nehmen. Eine Ortsrandeingriinung in-
nenliegend an der Salzstegstraf3e wird als wenig wirksam erachtet, zumal diese ohnehin deutlich
durch Grundstiickszufahrten und Hauszugénge durchbrochen werden musste. Ostlich des Salz-
stegwegs grenzen zudem Geholzstrukturen an, so dass das Vorhaben nicht ,frei einsehbar in der
Landschaft® steht. Ein Zugriff auf Flachen aufierhalb des Umgriffs zur Festsetzung von Eingri-
nungsmalnahmen ist nicht méglich. Von Seiten der zustandigen Unteren Naturschutzbehérde
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wurden zudem keine Bedenken hinsichtlich einer fehlenden Eingriinung geauf3ert. Im Rahmen des
Baugenehmigungsverfahrens kdnnen, sofern notwendig, entsprechende Malinahmen gefordert
werden, ein Freiflachengestaltungsplan ist bei Bauantrag mit einzureichen.

Zu 5. Die Hinweise und Anregungen sind zur Kenntnis zu nehmen. Den Zielen der Raumordnung
wird grundsatzlich nachgekommen, eine Aufstellung einzelner Ziele in der Begriindung wird als
nicht notwendig erachtet, zumal diese zu jedermanns Einsicht im Landesentwicklungsprogramm
und im Regionalplan der Regional Ingolstadt dargelegt sind.

Zu 6. Die Hinweise und Anregungen sind zur Kenntnis zu nehmen. Der planungsgegenstandliche
Bereich liegt innerhalb der Hochwassergefahrenflache HQ Extrem — dies sollte in den Hinweisen
erganzt werden. Die Stellungnahme des Wasserwirtschaftsamtes wird in besonderem Mal3e be-
ricksichtigt.

Beschluss mit 17:0

Die Hinweise und Anregungen werden zur Kenntnis genommen, die Hinweise der Satzung werden
um einen Hinweis auf die Lage innerhalb der Hochwassergefahrenflache HQ Extrem redaktionell
erganzt.

1.2 Immissionsschutz, Stellungnahme vom 10.08.2017

Der Geltungsbereich der 0.g. Einbeziehungssatzung umfasst die FI.Nr. 1221/4 sowie einen Teilbe-
reich der FI.Nr. 29 der Gemarkung Diinzing. Im festgestellten Flachennutzungsplan der Stadt Voh-
burg ist die Flache als Dorfgebiet dargestellt.

Die Ausweisung stellt eine LiickenschlieBung innerhalb der bestehenden Bebauung dar. Das im
AulRenbereich liegend bewertete Grundstiick soll in den im Zusammenhang bebauten Ortsteil ein-
bezogen werden.

Im Sutdwesten grenzt das Feuerwehrhaus an. Im Norden und Westen grenzt Wohnbebauung an.
Die Baugenehmigung fur das Einfamilienhaus mit Doppelgarage wurde bereits erteilt, der Immissi-
onsschutz wurde nicht beteiligt.

Das Sachgebiet 41 ,Immissionsschutz Technik* wurde im Baugenehmigungsverfahren fir das im
Geltungsbereich der Einbeziehungssatzung liegende Wohnhaus nicht beteiligt. Die Genehmigung
wurde bereits erteilt.

Seitens des Immissionsschutzes wird deshalb keine Stellungnahme zur Einbeziehungssatzung ab-
gegeben.

Es wird empfohlen folgenden Hinweis mit aufzunehmen:

— Bei Planung einer Warmepumpe ist diese so aufzustellen, zu betreiben und zu war-
ten, dass sie dem Stand der Larmschutztechnik entspricht, ausreichend gedammt
ist und zu keiner Larmbelastigung in der Nachbarschatft fuhrt.

— Der Beurteilungspegel der vom Gesamtbetrieb (Warmepumpe) ausgehenden Ge-
rausche darf an dem nachstgelegenen Immissionsort die festgesetzten Immissions-
richtwerte von tags 54 dB(A) und nachts 39 dB(A) im Dorf-/Mischgebiet nicht Gber-
schreiten. Die Tagzeit beginnt um 6.00 Uhr und endet um 22.00 Uhr.

— Gerausche dirfen an den Immissionsorten nicht tonhaltig (Anhang A 3.3.5) und
nicht ausgepragt tieffrequent (vorherrschende Energieanteile im Frequenzbereich
unter 90 Hertz, vgl. Nr. 7.3 und A.1.5 TA Larm und DIN 45680 Ausgabe 3/ 1997 und
das zugehorige Beiblatt 1) sein.

Abwagung

Die Hinweise des Immissionsschutzes sind zur Kenntnis zu nehmen, die Hinweise der Satzung
sollten, wie vorgeschlagen um einen Passus zu Warmepumpen redaktionell erganzt werden.
Beschluss mit 17:0

Die Hinweise der Satzung sind um einen Passus zu Warmepumpen redaktionell zu ergénzen.
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1.3 Naturschutz, Gartenbau und Landschaftspflege, Stellungnahme vom 24.07.2017

Aus naturschutzfachlicher Sicht bestehen keine grundsatzlichen Bedenken gegen das Vorhaben:
Folgendes wird jedoch angeregt bzw. gefordert:

Bei der Bebauung des betroffenen Flurstiicks ist der Unteren Naturschutzbehorde in 3-facher Aus-
fuhrung ein Freiflachengestaltungsplan mit entsprechender Eingriinung des Bauvorhabens in Rich-
tung der Salzerstegstral3e vorzulegen.

Abwéagung

Die Hinweise des Immissionsschutzes sind zur Kenntnis zu nehmen, im Rahmen des Baugeneh-
migungsverfahrens ist der UNB ein Freiflachengestaltungsplan (3-fach) mit entsprechender Eingru-
nung des Bauvorhabens in Richtung der Salzerstegstral3e vorzulegen.

Beschluss mit 17:0
Die Hinweise und Anregungen werden zur Kenntnis genommen, eine Anderung der Planung ist

nicht veranlasst.

1.4 Unterer Denkmalschutzbehdrde, Stellungnahme vom 20.07.2017
Die Planung betrifft Bereiche mit Verdachtsflachen fur Bodendenkmalern. Das BLfD ist zu beteili-
gen.

Abwagung

Da sich das Vorhaben aul3erhalb amtlich kartierter Bodendenkmaler befindet, wurde auf eine Be-
teiligung des BLfD verzichtet. Die Belange des Denkmalschutzes sind allgemein zu berticksichti-
gen, auf die geltenden Bestimmungen beim Auffinden von Bodendenkmalern gem. Art. 8 Abs. 1

und 2 DSchG sollte hingewiesen werden.

Beschluss mit 17:0
Die Hinweise und Anregungen der Unteren Denkmalschutzbehérde werden zu Kenntnis genom-

men. Die Hinweise der Satzung sind um einen Hinweis auf die geltenden Bestimmungen beim Auf-
finden von Bodendenkmalern gem. Art. 8 Abs. 1 und 2 DSchG redaktionell zu ergénzen.

2. Reqgierung von Oberbayern, Stellungnahme vom 10.08.2017

Die Stadt Vohburg plant die Einbeziehung des Flurstiicks Nr. 122/4 der Gemarkung DUnzing in
den im Zusammenhang bebauten Ortsteil, um die Errichtung eines Einfamilienhauses zu ermdogli-
chen. Der Uberplante Bereich mit einer Flache von ca. 700 mz2 ist im rechtskréftigen Flachennut-
zungsplan als gemischte Bauflache dargestellt und bislang mit zwei landwirtschaftlichen Nebenge-
bauden bebaut, die abgebrochen werden sollen. Die Flache grenzt an bestehende Bebauung an.
Die Planung steht den Erfordernissen der Raumordnung nicht entgegen.

Hinweis

Vorsorglich wird darauf hingewiesen, dass sich die Stellungnahme nicht auf die bauplanungsrecht-
liche Zuldssigkeit bezieht. In Zweifelsfallen sollte eine Abstimmung mit der zustandigen Bauauf-
sichtshehdrde erfolgen.

Abwagung

Die Hinweise der Regierung von Oberbayern sind zur Kenntnis zu nehmen, die Untere Bauauf-
sichtsbehdrde wurde im Verfahren beteiligt und hat eine Stellungnahme abgegeben, die Stellung-
nahme wird behandelt.

Beschluss mit 17:0
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Die Hinweise der Regierung von Oberbayern werden zur Kenntnis genommen.

3. Wasserwirtschaftsamt Ingolstadt, Stellungnahme vom 02.08.2017

1. Grundwasser- und Bodenschutz, Altlasten

Im Geltungsbereich der Einbeziehungssatzung fur die FI.Nr. 1221/4, Gemarkung Dunzing, der
Stadt Vohburg sind aus der derzeit vorhandenen Aktenlage keine Altablagerungen bzw. Altlasten-
verdachtsflachen oder sonstige schadliche Bodenverunreinigungen bekannt.

Sollten im Zuge von Baumal3nahmen Altlastenverdachtsflachen bzw. ein konkreter Altlastenver-
dacht oder sonstige schadliche Bodenverunreinigung bekannt sein bzw. werden, ist das Wasser-
wirtschaftsamt Ingolstadt zu informieren.

Das Grundwasser steht relativ oberflachennah an. Sollten im Zuge von BaumafRnahmen evitl.
Grundwasserabsenkungen erforderlich werden, sind diese im wasserrechtlichen Verfahren beim
Landratsamt Pfaffenhofen zu beantragen.

Bei Einbinden von Baukdrpern ins Grundwasser wird empfohlen, die Keller wasserdicht auszubil-
den und die Oltanks gegen Auftrieb zu sichern.

Sollten vorhandene Bauwerke riickgebaut bzw. abgerissen werden, weisen wir darauf hin, dass
samtliche beim Rickbau bzw. Abriss von Bauwerken anfallenden Abfélle zu separieren, ordnungs-
gemal zwischen zu lagern, zu deklarieren und zu verwerten/entsorgen sind.

Sollten Gelandeauffiillungen stattfinden, empfehlen wir dazu nur schadstofffreier Erdaushub ohne
Fremdanteile (Z0-Material) zu verwenden. Auffullungen sind ggf. baurechtlich zu beantragen. Auf-
lagen werden dann im Zuge des baurechtlichen Verfahrens festgesetzt.

Fur Bereiche Lagerung und Umgang mit wassergefdhrdenden Stoffen ist die fachkundige Stelle
am Landratsamt Pfaffenhofen zu beteiligen. Es ist darauf zu achten, dass keine wassergefahrden-
den Stoffe in den Untergrund gelangen. Dies gilt besonders wahrend der Bauarbeiten

2. Abwasserbeseitigung

Dunzing wird im Mischsystem entwassert und ist an die Zentralklaranlage Vohburg, die ertiichtigt
werden soll, angeschlossen.

Das geplante Bauvorhaben ist an die 6ffentliche Abwasserbeseitigung anzuschlief3en.

Aufgrund des hoch anstehenden Grundwassers empfehlen wir die Formulierung ,anfallendes Nie-
derschlagswasser ist auf den Grundstlicken zu versickern® so nicht als Festsetzungen durch Text
festzusetzen. In Diinzing ist ein Mischsystem vorhanden, an das grundsatzlich angeschlossen wer-
den kann. Besser ware einen Punkt zur Niederschlagswasserbeseitigung als Hinweise durch Text
aufzunehmen. Folgender Passus ware denkbar:

»0llte geplant sein, anfallendes Niederschlagswasser zu versickern, so ist folgendes zu beachten:
Fur die erlaubnisfreie Versickerung von gesammeltem Niederschlagswasser sind die Anforderun-
gen der "Verordnung lber die erlaubnisfreie schadlose Versickerung von gesammelten Nieder-
schlagswasser" (Niederschlagswasserfreistellungsverordnung-NWFreiV), die hierzu eingefiihrten
Technischen Regeln (Technische Regeln zum schadlosen Einleiten von gesammeltem Nieder-
schlagswasser in das Grundwasser, TRENGW) und das Arbeitsblatt DWA-A 138 (Planung, Bau u.
Betrieb von Anlagen zur Versickerung von Niederschlagswasser), in den jeweils aktuellen Versio-
nen zu beachten. Es wird darauf hingewiesen, dass aufgrund des hoch anstehenden Grundwas-
sers nur eine flichenhafte Versickerung (z.B. Uber Mulden) mdglich ist. Eine punktuelle Versicke-
rung Uber Sickerschachte oder .eine linienférmige Versickerung tber Rigolen ist nicht mdglich.

Ist die NWFreiV nicht anwendbar, so ist eine wasserrechtliche Erlaubnis erforderlich. Diese ist so
rechtzeitig beim Landratsamt zu beantragen, dass vor Einleitungsbeginn das wasserrechtliche Ver-
fahren durchgefiihrt werden kann. Bei der Planung sind das Merkblatt DWA-M 153 (Handlungs-
empfehlungen zum Umgang mit Regenwasser) und das DWA-A 138, in den jeweils aktuellen Ver-
sionen zu berlicksichtigen.

Nutzliche Hinweise zum Umgang mit Regenwasser sind im Internetangebot des Bay. Landesam-
tes fur Umwelt (LfU) unter folgenden Links:

http://www.lfu.bayern.de/wasser/niederschlagswasser _umgang/index.htm und
http://www.lfu.bayern.de/wasser/ben/index.htm zu finden. Somit gepruft werden, ob eine Einleitung
in ein Gewasser erlaubnisfrei ist und welche technischen Vorgaben im Einzelfall einzuhalten.”
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3. Oberirdische Gewéasser

Im Plangebiet befindet sich kein oberirdisches Gewasser. Allerdings liegt das geplante Vorhaben in
einem wassersensiblen Bereich. Das heifl3t, dass hier zeitweise hochanstehende Grundwasser, so-
wie Uber Geldnde austretendes Qualmwasser (wie beim Pfingsthochwasser 1999 mit einer Was-
serspiegellage von 354,50 m . NN) auftreten kann. Das Bauvorhaben ist also vor hochanstehen-
dem Grundwasser z.B. mit einem wasserdichten KellergeschoRR und vor austretendem Qualmwas-
ser durch eine ausreichend hohe Lage der Erdgeschossful3bodenoberkante, z.B. auf 355,00 m .
NN zu schitzen.

4. Zusammenfassung

Bei Beachtung unseres Schreibens bestehen aus wasserwirtschaftlicher Sicht keine Bedenken ge-
gen die Einbeziehungssatzung.

Abwéagung

Zu 1. Die Vorgebrachten Hinweise und Anregungen sind zur Kenntnis zu nehmen, die Hinweise
der Satzung sollten redaktionell mit Hinweisen zur erforderlichen Information des WWA Ingolstadt
bei Altlastenverdacht oder sonstige schadliche Bodenverunreinigung, zum anstehenden Grund-
wasser und erforderliche wasserrechtlichen Verfahren fur eventuell Grundwasserabsenkungen und
zum wasserdichten und auftriebssicheren Ausfuihrung beim Einbinden von Baukdrpern ins Grund-
wasser erganzt werden.

Zu 2. Die Hinweise des WWA sind zur Kenntnis zu hehmen, die Festsetzung 2.4 (Niederschlags-
wasser ist auf den Grundstlicken zu versickern) sollte gestrichen, die Hinweise der Satzung, wie
vorgeschlagen, zum erforderlichen Anschluss an die Kanalisation und zur Versickerung von Nie-
derschlagswasser redaktionell erganzt werden.

Zu 3. Die Hinweise des WWA sind zur Kenntnis zu nhehmen, gem. der Stellungnahme des LRA
wird auf die Lage im innerhalb der Hochwassergefahrenflache HQ Extrem hingewiesen. Die Hin-
weise sollte zudem um einen Hinweis auf zeitweise hochanstehende Grundwasser, auf Uber Ge-
lande austretendes Qualmwasser (wie beim Pfingsthochwasser 1999 mit einer Wasserspiegellage
von 354,50 m . NN) und die erforderlichen Sicherungsmaflinahmen (wasserdichte Ausfiihrung von
Kellergeschossen und ausreichend hohe Lage der Erdgeschossfulibodenoberkante, z.B. auf
355,00 m 0. NN) redaktionell erganzt werden.

Zu 4. Die Hinweise des WWA sind zur Kenntnis zu nehmen.

Beschluss mit 17:0

Zu 1. Die Vorgebrachten Hinweise und Anregungen erden zur Kenntnis genommen, die Hinweise
der Satzung redaktionell mit Hinweisen zur erforderlichen Information des WWA Ingolstadt bei Alt-
lastenverdacht oder sonstige schadliche Bodenverunreinigung, zum anstehenden Grundwasser
und erforderliche wasserrechtlichen Verfahren fur eventuell Grundwasserabsenkungen und zum
wasserdichten und auftriebssicheren Ausfiihrung beim Einbinden von Baukdrpern ins Grundwas-
ser erganzt.

Zu 2. Die Hinweise des WWA werden zur Kenntnis genommenen, die Festsetzung 2.4 (Nieder-
schlagswasser ist auf den Grundstiicken zu versickern) wird gestrichen, die Hinweise der Satzung
werden, wie vorgeschlagen, zum erforderlichen Anschluss an die Kanalisation und zur Versicke-
rung von Niederschlagswasser redaktionell erganzt.

Zu 3. Die Hinweise des WWA werden zur Kenntnis genommen. Die Hinweise der Satzung wer-
den um einen Hinweis auf zeitweise hochanstehende Grundwasser, auf Uber Gelande austreten-
des Qualmwasser und die erforderlichen SicherungsmalRnahmen redaktionell ergénzt.

Zu 4. Die Hinweise des WWA werden zur Kenntnis genommen.

4. Planungsverband Region Ingolstadt (mit Verweis auf das Schreiben des Regionsbeauf-
tragten der Region Ingolstadt), Stellungnahme vom 02.08.2017

Vorhaben
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Die Stadt Vohburg a.d. Donau beabsichtigt die planungsrechtlichen Grundlagen fur weitere Wohn-
bebauung zu schaffen. Das Plangebiet (ca. 0,1 ha) befindet sich am stidéstlichen Ortsrand von
Dunzing, ist im Flachennutzungsplan bereits als Dorfgebiet dargestellt und liegt innerhalb beste-
hender Bebauung.

Bewertung

Gemal3 RP 10 B Ill 1.5 Z sollte eine Ortsrandeingriinung vorgesehen werden.

Bei entsprechender Beachtung dieses Punktes kann den Planungen aus Sicht der Regionalpla-
nung zugestimmt werden.

Abwéagung

Die Hinweise und Anregungen des Planungsverbands Region Ingolstadt sind zur Kenntnis zu neh-
men. Gem. der Festsetzung 2.3 ist ein freiflachengestaltungsplan einzureichen, im Rahmen des
Baugenehmigungsverfahrens ist hier in Abstimmung mit der Genehmigungsbehdrde eine Rege-
lung zur Ortsrandeingriinung zu treffen.

Beschluss mit 17:0

Die Anregungen und Hinweise des Planungsverbands Region Ingolstadt werden zur Kenntnis ge-
nommen.

5. Amt fur Erndhrung, Landwirtschaft und Forsten, Stellungnahme vom 04.08.2017

Nordlich des zur Wohnbebauung vorgesehenen Grundstiicks befindet sich ein landwirtschaftli-
cher Haupterwerbsbetrieb, der durch das Vorhaben nicht eingeschrénkt werden darf. Auf dem
Hof der Familie Wetzl wird Milchviehhaltung betrieben. Neben dem Stallgebaude befinden sich
auch Siloanlagen, Mistlagerstatten sowie Gullegruben auf der Hofstelle und damit in Nachbar-
schaft zum o.g. Grundstiick mit der FI.Nr. 1221/4. Es sollte deshalb durch eine Immissions-
schutzberechnung geklart werden, ob und mit welchem Abstand dort eine Wohnbebauung erfol-
gen kann.

In den Hinweisen durch Text sollte folgender Passus aufgenommen werden:

Bedingt durch die Lage ist aufgrund des benachbarten landwirtschaftlichen Betriebs mit den tb-
lichen Larm-, Staub- und Geruchsimmissionen auch nachts und an Wochenenden zu rechnen.
Forstwirtschaftliche Belange sind nicht betroffen.

Abwagung

Die Hinweise und Anregungen des AELF sind zur Kenntnis zu nehmen. Zwischenzeitlich wurde
eine Wohnbebauung auf der FI.Nr. 1221/4 genehmigt, grundsatzlich entspricht die Wohnnutzung
auch dem dorfgebietstypischen Nebeneinander von Landwirtschat und Wohnen, so dass eine Im-
missionsschutzberechnung nicht mehr erforderlich ist.

Die Hinweise der Satzung sollten, wie vorgeschlagen, um einen Passus zu Immissionen aus dem
benachbarten landwirtschaftlichen Betrieb redaktionell erganzt werden.

Beschluss mit 17:0
Die Hinweise und Anregungen des AELF werden zur Kenntnis genommen, die Hinweise der Sat-

zung werden um einen Passus zu Immissionen aus dem benachbarten landwirtschaftlichen Be-
trieb redaktionell erganzt.

B. STELLUNGNAHMEN DER OFFENTLICHKEIT

Keine Stellungnahmen eingegangen

Beschluss:
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Der Stadtrat beschlief3t die Einbeziehungssatzung Dunzing — FI.Nr. 1221/4 mit den heute be-
schlossenen redaktionellen Anderungen und Erganzungen in der Fassung vom 19.09.2017 als
Satzung.

Die Verwaltung wird beauftragt, den Satzungsbeschluss ortsublich bekannt zu machen.

Abstimmungsergebnis: Jal7 NeinO

15. Einbeziehungssatzung FI-Nrn. 100 und 100/1, Gemarkung Menning, 972
Bauherren Richard Ott und Manfred und Gerlinde Graf, Abwagungs-
und Satzungsbeschluss

Mit Beschluss vom 14.02.2017 hat der Stadtrat beschlossen, eine Einbeziehungssatzung fur die
FI-Nrn.100 (Tfl.) und 100/1 Gemarkung Menning aufzustellen. Mit der Planung wurde das Buro
Wipfler-Plan aus Pfaffenhofen beauftragt.

Die Bekanntgabe, sowie die erneute Auslegung des Planentwurfs und die Beteiligung der Offent-
lichkeit und Behorden erfolgte im Zeitraum vom 02.08.2017 bis 02.09.2017.

Aufgrund dieser Auslegung gingen Stellungnahmen mehrerer , Trager 6ffentlicher Belange® ein.

Der Stadtrat der Stadt Vohburg nimmt wie folgt Stellung zu den eingereichten Stellungnahmen sei-
tens der Trager offentlicher Belange nach den Verfahren gemaf § 13 Abs. 2 i.V.m. § 3 Abs. 2 und
§ 4 Abs. 2 BauGB

B. STELLUNGNAHMEN TRAGER OFFENTLICHER BELANGE

Folgende Behdrden und sonstige Trager offentlicher Belange haben Stellungnahmen mit Einwén-
den und Bedenken abgegeben:

2. Landratsamt Pfaffenhofen

2.1 Planungsrechtliche und ortsplanerische Beurteilung, Stellungnahme vom 23.08.2017

7. Die stadtebauliche Erforderlichkeit ist gemaR 8 1 Abs. 3 BauGB nachzuweisen. Die vorhan-
denen Potenziale der Innenentwicklung in den Siedlungsgebieten [...] sind dabei méglichst
vorrangig zu nutzen (vgl. 3.2 (Z) Landesentwicklungsprogramm 2013).

Erlauterung:

Die Abwagung der Gemeinde wird zur Kenntnis genommen. Die Anregungen zur stadte-
baulichen Erforderlichkeit werden aufrechterhalten. Auf die Stellungnahme vom 29.03.2017
wird verwiesen.

8. Beider Wahl des Verfahrens sind die Voraussetzungen des § 34 Abs. 4 Satz 1 Nr. 3
BauGB nicht erfiillt. Eine sachliche und raumliche Pragung des angrenzenden Bereichs auf
die in Betracht kommende AulRenbereichsflache ist nicht gegeben.

Erlauterung:

Die Fachstelle nimmt die Abwagung der Gemeinde zur Kenntnis. Die Anregungen zur Wahl
des Verfahrens werden jedoch aufrechterhalten. Um unndétige Wiederholungen zu vermei-
den, wird auf die Stellungnahme der Fachstelle vom 29.03.2017 verwiesen.

9. GemalR 8 1 Abs. 6 Nr.5 BauGB, LEP 2013 8.4.1 (G) und Art. 141 Abs. 1 Satz 4- BayVerf
sind die Belange der Baukultur zu beriicksichtigen, die Gestaltung des Orts- und Land-
schaftsbildes zu beachten sowie gemaR Art 3 Abs. 2 BayVerf die kulturelle Uberlieferung
zu schitzen. Dabei ist die Eigenstandigkeit der Region zu wahren (vgl. Art 3a BayVerf). Auf
eine gute Gestaltung der Baugebiete insbesondere am Ortsrand und in den Ortsrandberei-
chen soll geachtet werden (vgl. Regionalplan der Region Ingolstadt (10), B Ill 1.5 (2)).
Erlauterung:

Die Ubernahme der Anregungen zu den Einfriedungen und zur Dachform der Garagen wird
begriuRt. Die bereits am 39.03.2017 getroffenen weiteren Anregungen der Fachstelle zur
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Baukultur werden aufrechterhalten. Auf die damals abgegebene Stellungnahme wird ver-
wiesen.

10. Bauleitplanung muss Planungssicherheit gewahrleisten und die Umsetzung des Planvorha-
bens fur alle am Verfahren Beteiligten nachvollziehbar darstellen. Aus den Planunterlagen
sollen sich die Gelandehdhen ergeben (vgl. 8§ 1 Abs. 2 PlanZV). Bei der Festsetzung der
Hohe baulicher Anlagen sind gemal3 § 18 BauNVO die erforderlichen Bezugspunkte zu be-
stimmen.

Erlauterung:

Die Abwagung der Gemeinde wird zur Kenntnis genommen. Die Anregungen zu den Ge-
landeschnitten werden aufrechterhalten. Um unnétige Wiederholungen zu vermeiden, wird
auf die Stellungnahme der Fachstelle vom 29.03.2017 verwiesen.

11. Auf eine gute Durchgriinung der Baugebiete insbesondere am Ortsrand und in den Orts-
randbereichen soll geachtet werden (vgl. Regionalplan der Region Ingolstadt (10), B Ill 1.5
(2)). Daruiber hinaus dient der Grinstreifen der Abschirmung von Immissionen (z. B. Staub,
Spritz- und Dungemittelabdrift, etc.) auf Flachen unterschiedlicher Nutzung (hier z. B. zwi-
schen Wohnen und Landwirtschaft; vgl. 8 1 Abs. 6 Nr. 7 c BauGB).

Erlauterung:

Die Planung wurde im Vergleich zum vorherigen Verfahrensschritt gedndert. Die Eingru-
nung der beiden Parzellen sowie die Festsetzung von heimischen Labbaumen und —he-
cken werden grundsétzlich begruf3t.

Dabei sollte jedoch zwischen Geb&ude und Eingriinung zur ausreichenden Belichtung und
BellUftung der Aufenthaltsraume bzw. zur Sicherung der Wuchs- und Entwicklungsméglich-
keiten der Pflanzungen ein Schutzabstand von mindestens 3 m bestehen. In der derzeit
vorliegenden Planung ist dies in Baufenster 1 insbesondere im nach Suden vorspringenden
Teil des Baufensters nicht der Fall. Es wird daher angeregt, z. B. die Hecken und Baume
nach Siden abzurticken und die Eingrinung an der Stdseite entsprechend breiter festzu-
setzen.

Gleichzeitig ist auf ausreichende Abstande der Bepflanzung geman Art. 47 ff. AGBGB zu
den benachbarten landwirtschaftlichen Flachen zu achten, welche in der Regel 4 m zwi-
schen Geholzen von mehr als 2 m Hohe und landwirtschaftlichen Flachen betragen muis-
sen.

12. Die Nutzung erneuerbarer Energien sowie die sparsame und effiziente Nutzung von Ener-
gien sind bei der Aufstellung von Bauleitplanen zu beriicksichtigen (vgl. 8 1 Abs. 6 Nr. 7
Buchst. f BauGB).

Erlauterung:

Die Festsetzungen zu den Solaranlagen wird begriif3t. Es wird darliber hinaus angeregt, fir
Flachdacher von Garagen Dachbegrinungen zu ermoéglichen, z. B. folgendermalen: ,Als
Dachform sind flr Garagen alternativ begriinte Flachdacher zulassig. Flachdacher sind mit
einer extensiven Dachbegriinung auszustatten. Die Vegetationstragschicht muss mindes-
tens ... cm stark sein. Dies ist bereits bei Statik und Konstruktion zu bertcksichtigen.*

13. Einige Planunterlagen entsprechen noch nicht in allen Punkten den planungsrechtlichen
Anforderungen (vgl. u. a. 8 9 Abs. 1 und 2 BauGB; PlanzZV). Die Rechtssicherheit des Be-
bauungsplanes setzt klare Festsetzungen voraus, die z. T. noch nicht gegeben sind.
Erlauterung:

Es wird angeregt, unter Punkt 2. vierter Absatz der Verfahrensvermerke fiir die erneute 6f-
fentliche Auslegung auf ... i. V. m. § 13 Abs. 2 Nr. 2 BauGB* zu verweisen.

Daruber hinaus wird angeregt, unter Punkt 5. folgende Textpassage zu erganzen: ,Die Ein-
beziehungssatzung mit Begriindung wird seit diesem Tag zu den Ublichen Dienststunden in
der Gemeinde zu jedermanns Einsicht bereitgehalten und lGber deren Inhalt auf Verlagen
Auskunft gegeben. Die Einbeziehungssatzung ist damit rechtswirksam. Auf die Rechtsfol-
gen des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB und die 88 214 und 215 BauGB
wird hingewiesen.“ In diesem Zusammenhang wird auf das Formblatt auf Seite 184 in den
,Planungshilfen fur die Bauleitplanung — Hinweise fur die Ausarbeitung von Flachennut-
zungsplanen und Bebauungsplanen p16/17, Oberste Baubehdrde im Bayerischen Staats-
ministerium des Inneren“ hingewiesen.

Sitzung des Stadtrates vom 19.09.2017 Seite 25 von 33



Abwéagung

Zul. -4 Die Hinweise und Anregungen sind zur Kenntnis zu nehmen. Der Stadtrat Vohburg
hat die Stellungnahme des Landratsamts vom 29.03.2017 mit der bauplanungsrechtlichen und
ortsplanerischen Beurteilung in seiner Sitzung am 25.07.2017 behandelt und abgewogen. An den
gefassten Beschliissen zu den erneut vorgebrachten Belangen ist weiterhin festzuhalten.

Zu 5. Die Hinweise und Anregungen sind zur Kenntnis zu nehmen. Es wird eine entsprechende
qualitatsvolle Eingriinung als Minimierungsmaf3nahme festgesetzt, von Seiten der UNB wurden
keine Bedenken hierzu gedulRert. Da die Strauchpflanzungen sich tiber mindestens 50% der
Lange erstrecken missen, kdnnen ,Fenster” in der Eingrinung verbleiben, so dass es trotz des
auskragenden Baufensters, welches dem vorliegenden Bauvorhaben geschuldet ist, weder zu Ver-
schattungen noch zu nicht wirksamen Eingrinungen kommt. Auf die einzuhaltenden Abstande zu
landwirtschaftlichen Nutzflachen wird bereits hingewiesen.

Zu 6. Die Hinweise und Anregungen sind zur Kenntnis zu nehmen. Fiir Garagen, Carports und
Nebengebaude werden als Dachform bereits extensiv begriinte Flachdacher zugelassen.

Zu 7. Die Hinweise und Anregungen sind zur Kenntnis zu nehmen. Es wird unter Punkt 2. vierter
Absatz der Verfahrensvermerke fur die erneute offentliche Auslegung bereits auf ,.... i. V.m. § 13
Abs. 2 BauGB* verwiesen — Nr. 3 des Abs. 2 ist in Nr. 2 redaktionell zu korrigieren.

Die Uberarbeiteten Planungshilfen fur die Bauleitplanung sehen nunmehr in den Verfahrensver-
merken eine Formulierung wie angeregt vor, dem sollte nachgekommen und die Verfahrensver-
merke redaktionell gedndert werden.

Beschluss mit 17:0

Zul. -4

Die Hinweise und Anregungen werden zur Kenntnis genommen. Es wird auf die in der Sitzung
vom 25.07.2017 gefassten Beschliisse des Stadtrats Vohburg verwiesen. Eine Anderung der Pla-
nung ist nicht veranlasst.

Zu 5. - 6.

Die Hinweise und Anregungen werden zur Kenntnis genommen, eine Anderung der Planung ist
nicht veranlasst.

Zu 7. Die Verfahrensvermerke werden wie vorgeschlagen redaktionell korrigiert.

2.2 Naturschutz, Gartenbau und Landschaftspflege, Stellungnahme vom 16.08.2017

Aus naturschutzfachlicher Sicht bestehen keine Bedenken gegen das Vorhaben:

Folgendes wird angeregt bzw. gefordert:

Die Ausgleichsflachen sind von der Gemeinde nach Inkrafttreten der Satzung an das Okoflachen-
kataster (OFK) des Landesamts fiir Umwelt zu melden. Der Meldebogen befindet sich auf der OFK
Anmeldemaske. Diese erreichen Sie Uber die nachfolgende Internetadresse: https://www.oefk.bay-
ern.de/oeko/. Weitere Informationen erhalten Sie auf folgender Internetseite: https://www.Ifu.bay-
ern.de/natur/oefka_oeko/flaechenmeldung/ausgleich_ersatz/index.htm.

Abwagung

Die Hinweise und Anregungen aus naturschutzfachlicher Sicht sind zur Kenntnis zu nehmen. Die
Ausgleichsflachen sind, wie Ublich, durch die Stadtverwaltung an das Okoflachenkataster zu mel-
den.

Beschluss mit 17:0
Die Hinweise und Anregungen aus naturschutzfachlicher Sicht werden zur Kenntnis zu nehmen.
Die Ausgleichsflachen werden durch die Stadtverwaltung an das Okoflachenkataster gemeldet.

3. Wasserwirtschaft, Stellungnahme vom 08.08.2017
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Unser Schreiben vom 30.03.2017, Az. 3-4622A-PAF-3342/2017 wurde weitgehend beachtet. Vor
Inkrafttreten der Einbeziehungssatzung ist jedoch noch zu tGberprufen unter welchen Vorausset-
zungen in den vorhandenen Regenwasserkanal der Stadt Vohburg eingeleitet werden kann, damit
eine gesicherte ErschlieRung gewahrleistet werden kann.

Abwéagung

Die Hinweise des WWA sind zur Kenntnis zu nehmen, eine Versickerung des anfallenden Nieder-
schlagswassers auf den Baugrundstiicken ist moglich und sollte somit festgesetzt werden. Die gel-
tenden Regelwerke (Niederschlagswasserfreistellungsverordnung - NWFreiV, Technische Regeln
zum schadlosen Einleiten von gesammeltem Niederschlagswasser in das Grundwasser -TRENGW
und das Arbeitsblatt DWA-A 138 - Planung, Bau u. Betrieb von Anlagen zur Versickerung von Nie-
derschlagswasser) sind zu beachten, darauf sollte hingewiesen werden. Ebenso sollte darauf hin-
gewiesen werden, dass fur den Fall, dass die NWFreiV nicht anwendbar ist, eine wasserrechtliche
Erlaubnis erforderlich ist. Auch ein Hinweis auf das Merkblatt DWA-M 153 (Handlungsempfehlun-
gen zum Umgang mit Regenwasser) sollte in die die Hinweise der Satzung aufgenommen werden.

Beschluss mit 17:0

Die Hinweise und Anregungen des WWA werden zur Kenntnis genommen. Die Satzung wird re-
daktionell um eine Festsetzung ergénzt, dass anfallendes Niederschlagswasser auf den Grundsti-
cken zu versickern ist. Die Hinweise der Satzung werden redaktionell um Hinweise auf die entspre-
chend einzuhaltenden Regelwerke und eine ggf. erforderliche wasserrechtliche Erlaubnis erganzt.

4. Bayerisches Landesamt fir Denkmalpflege, Stellungnahme vom 28.08.2017

Bodendenkmalpflegerische Belange

Wir verweisen auf unsere Stellungnahme vom 31.03.2017. Wir weisen darauf hin, dass der Erlaub-
nisvorbehalt nach Art. 7.1 BayDSchG nicht nur im Bereich der bereits bekannten Denkmalflachen
sondern im gesamten Plangebiet gilt, da sich das Denkmal deutlich weiter ins Plangebiet erst-
ecken durfte als bislang bekannt.

Im Bereich von Bodendenkmalern sowie in Bereiche, wo Bodendenkmaler zu vermuten sind, be-
durfen gemaf Art. 7.1 BayDSchG Bodeneingriffe aller Art einer denkmalrechtlichen Erlaubnis. Wir
bitten Sie deshalb folgenden Text in die textlichen Hinweise auf dem Lageplan und ggf. in den Um-
weltbericht zu Ubernehmen:

Fur Bodeneingriffe jeglicher Art im Geltungsbereich der Einbeziehungssatzung ist eine denkmal-
rechtliche Erlaubnis gem. Art. 7.1 BayDSchG notwendig, die in einem eigenstandigen Erlaubnis-
verfahren bei der zustandigen Unteren Denkmalschutzbehdrde zu beantragen ist.

Abwagung

Die Hinweise und Anregungen des BLfD sind zu Kenntnis zu nehmen. Die Stellungnahme des
BLfD vom 31.03.2017 wurde in der Sitzung des Stadtrats am 25.07.2017 behandelt und abgewo-
gen — auf den Beschluss sollte hingewiesen werden.

Auf die erforderliche Denkmalrechtliche Erlaubnis gemaf Art. 7.1 BayDSchG wird in der Satzung
bereits hingewiesen.

Beschluss mit 17:0
Die Anregungen und Hinweise des BLfD werden zur Kenntnis genommen, auf den Beschluss des
Stadtrats vom 25.07.2017 wird hingewiesen.

B. STELLUNGNAHMEN DER OFFENTLICHKEIT
Keine Stellungnahmen eingegangen

Beschluss:
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Der Stadtrat beschlieRt die Einbeziehungssatzung mit den heute beschlossenen redaktionellen An-
derungen und Ergénzungen in der Fassung vom 19.09.2017 als Satzung.
Die Verwaltung wird beauftragt, den Satzungsbeschluss bekannt zu machen.

Abstimmungsergebnis: Jal7 NeinO

16. Bebauungsplan Nr. 1, 15. Anderung, Grundstiick evangelische Kirche, 973
Abwé&gungs- und Satzungsbeschluss

Mit Beschluss vom 04.04.2017 hat der Stadtrat beschlossen, den Bebauungsplan Nr. 1 ,Feldwe-
ber-, Hartackerstralde, Oberes Hochfeld” in Vohburg zu andern. Mit der Planung wurde das Blro
Wipfler-Plan aus Pfaffenhofen beauftragt.

Die Bekanntgabe, sowie die Auslegung des Planentwurfs und die Beteiligung der Offentlichkeit
und Behdrden erfolgte im Zeitraum vom 21.06.2017 bis 21.07.2017.

Aufgrund dieser Auslegung gingen Stellungnahmen mehrerer , Trager 6ffentlicher Belange® ein.

Der Stadtrat der Stadt Vohburg nimmt wie folgt Stellung zu den eingereichten Stellungnahmen sei-
tens der Trager offentlicher Belange nach den Verfahren gemaf 8 13 Abs. 2 i.V.m. 8 3 Abs. 2 und
§ 4 Abs. 2 BauGB

C. STELLUNGNAHMEN TRAGER OFFENTLICHER BELANGE

Folgende Behdrden und sonstige Trager offentlicher Belange haben Stellungnahmen ohne Ein-
wéande und Bedenken abgegeben:

- Landratsamt Pfaffenhofen — Immissionsschutz, Stellungnahme vom
29.06.2017

=>» Kein Beschluss erforderlich

Folgende Behdrden und sonstige Trager offentlicher Belange haben Stellungnahmen mit Einwén-
den und Bedenken abgegeben:

5. Landratsamt Pfaffenhofen — Bauleitplanung, Stellungnahme vom 04.07.2017

14. Einige Planunterlagen entsprechen noch nicht in allen Punkten den planungsrechtlichen
Anforderungen (vgl. u. a. 8 9 Abs. 1 und 2 BauGB; PlanzZV). Die Rechtssicherheit des Be-
bauungsplanes setzt klare Festsetzungen voraus, die z.T. noch nicht gegeben sind.
Erlduterung:

Der vorliegende Entwurf der Bauleitplanung wird als Bebauungsplan Nr. 1 ,Feldweber-,
HartackerstraRe und Oberes Hochfeld" - 14. Anderung bezeichnet. Der Fachstelle wurde
jedoch von der Stadt Vohburg bereits der Bebauungsplan Nr. 1 ,Oberes Hochfeld® in Voh-
burg - 14. Anderung zwischen dem 21.10.2016 und 23.11.2016 zur Abgabe einer Stellung-
nahme vorgelegt. Um Missverstandnisse bzw. Verwechslungen zu vermeiden wird daher
dringend angeregt, diese beiden Planungen deutlich voneinander zu unterscheiden. Dies
kann fur die gegenstandliche Planung z. B. durch die Bezeichnung mit einer direkt an die
bereits vergebenen Nummern folgenden Anderungsnummer geschehen. Diese Anderungs-
nummer ware dann auch in den gesamten Planungsunterlagen zu korrigieren.

15. Gemal § 1 Abs. 6 Nr. 5 BauGB, LEP 2013 8.4.1 (G) und Art. 141 Abs. 1 Satz 4 BayVerf

sind die Belange der Baukultur zu bertcksichtigen, die Gestaltung des Orts- und Land-
schaftsbildes zu beachten sowie gemal’ Art 3 Abs. 2 BayVerf die kulturelle Uberlieferung
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zu schitzen. Dabei ist die Eigenstandigkeit der Region zu wahren (vgl. Art 3 a BayVerf).
Auf eine gute Gestaltung der Baugebiete [...] soll geachtet werden (vgl. Regionalplan der
Region Ingolstadt (10), B Ill 1.5 (2)).

Erlauterung:

In der Begriindung werden in Kapitel 3. Planungsrechtliche Voraussetzungen u. a. Aussa-
gen zur Fassadengestaltung getroffen. Demnach sind ,Fassaden zu verputzen und mit
Holz zu verkleiden.” Es wird angeregt, diese Inhalte auch in die Festsetzungen durch Text
(Punkt 4.) aufzunehmen.

16. Die Bauleitplanung muss Planungssicherheit gewéhrleisten und die Umsetzung des Plan-
vorhabens fur alle am Verfahren Beteiligten nachvollziehbar darstellen. Aus den Planunter-
lagen sollen sich die Gelandehdhen ergeben (vgl. 8 1 Abs. 2 PlanzZV). Bei der Festsetzung
der HOhe baulicher Anlagen sind gemalf3 § 18 BauNVO die erforderlichen Bezugspunkte zu
bestimmen.

Erlauterung:

Aus den negativen Erfahrungen einzelner Gemeinden durch fehlende geeignete Gelande-
schnitte, wird angeregt, die Planunterlagen durch aussagekraftige Gelandeschnitte zu er-
ganzen, welche fur eine einvernehmliche Umsetzung unabdingbar sind, ggf. sind entspre-
chende Festsetzungen zu treffen.

Zur Beurteilung des Gelandeverlaufes sollten Schnitte erganzend das dem Bebauungsplan
benachbarte Gelande auf ca. 5 m darstellen Es wird angeregt, dies zu ergdnzen. Aul3er-
dem sollten Hohenbezugspunkte z. B. zur ErschlielBungsstral3e (vgl. § 18 BauNVO) festge-
setzt werden. Es wird zudem darauf hingewiesen, dass nach allgemein gultigen Planungs-
grundsétzen Gelandeveranderungen minimiert und dem Geléanderelief der Umgebung an-
gepasst meist weich ausgeformt werden sollen (Boschungsverhéltnis max. 1:2). Der Min-
destabstand des Béschungskammes bzw. Bdschungsful3es zur Grundstlicksgrenze sollte
mindestens einen Meter betragen, um Erosionen bzw. Niederschlagswasser - insbeson-
dere zur Wahrung des Nachbarschaftsfriedens - auf dem jeweiligen Grundsttick zu halten.
Eine abschlieBende Stellungnahme zu den noch zu erbringenden Gelandeschnitten muss
daher dem weiteren Verfahren vorbehalten bleiben.

17. Auf eine gute Durchgriinung der Baugebiete [ ...] soll geachtet werden (vgl. Regionalplan
der Region Ingolstadt (10), B 1ll 1.5 (2)). Mit Naturgutern ist schonend und sparsam umzu-
gehen (vgl. Art. 141 Abs. 1 Satz 3 BayVerf).

Erlduterung

Die Festsetzung von heimischen Laubbdumen und die Erhaltung von Baumbestand wer-
den begriuf3t. Es wird jedoch angeregt- wenn moglich - auch den vorhandenen Baumbe-
stand im studwestlichen Bereich des Grundstiicks zu erhalten und dies auch festzusetzen.

18. Gemal Art. 6 der Bayerischen Bauordnung (BayBO) sind Abstandsflachen zu beachten.
Erlduterung
Den vorliegenden Unterlagen kann entnommen werden, dass der Bebauungsplanentwurf
die Einhaltung der Abstandsflachen gemafd BayBO vorschreibt (vgl. Punkt 2. Baugrenzen,
Abstandsflachen unter 4. Festsetzungen durch Text). Gemal Art. 6 Abs. 2 BayBO miissen
dabei u. a. Abstandsflachen auf dem Grundstlick selbst liegen. Die Abstandsflachen kén-
nen u. a. auch auf 6ffentlichen Verkehrsflachen liegen, jedoch nur bis zu deren Mitte.

Im gegenstandlichen Fall besteht Grund zu der Annahme, dass der geplante Kirchturm bei
der Ausnutzung der maximal festgesetzten H6he von 13 m die Mitte der 6ffentlichen Ver-
kehrsflache an der Josef-Mathes-Stral3e ggf. lUberschreitet.

Sollte eine Uberpriifung dies ergeben, wird z. B. angeregt, die Festsetzungen dementspre-
chend zu andern, den Bauraum entsprechend zu verschieben oder die max. zulassige
Turmhohe zu reduzieren.

19. Als Risikogebiete im Sinne des 8§ 73 Absatz 1 Satz 1 des Wasserhaushaltsgesetzes be-
stimmte Gebiete sollen gem. § 9 Abs. 6 a BauG Satz 2 BauGB im Flachennutzungsplan
vermerkt werden.

Erlduterung:
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GemaR § 9 Abs. 6 a BauGB Satz 2 BauGB sind im gegenstandlichen Bebauungsplan ,als
Risikogebiete im Sinne des § 73 Absatz 1 Satz 1 des Wasserhaushaltsgesetzes bestimmte
Gebiete" zu vermerken (z. B. HQ Extrem). Auf das Rundschreiben des Bayerischen Staats-
ministeriums fir Umwelt und Verbraucherschutz (UMS) vom 08.02.2016 an den Bayeri-
schen Gemeindetag wird hingewiesen.

20. Redaktionelle Anderungen
Planzeichnung
Es ist auf ausreichende Abstande der Bepflanzung gemaf Art. 47 ff. AGBGB zu den be-
nachbarten Flachen zu achten, welche in der Regel 2 m zwischen Geholzen von mehr als 2
m Ho6he zu den benachbarten Flachen betragen miissen. Dabei wird gemaf Art. 49 AG-
BGB bei Baumen ,von der Mitte des Stammes, an der Stelle, an der dieser aus dem Boden
hervortritt” bzw. ,bei Strduchern und Hecken von der Mitte der zun&chst an der Grenze be-
findlichen Triebe" gemessen.

Festsetzungen durch Text

Es wird angeregt, unter Punkt 2. Baugrenzen, Abstandsflachen der Festsetzungen durch
Text (4.) den Artikel 6 BauNVO zur Klarstellung zu erganzen.

Begrindung

In Kapitel 3 Planungsrechtliche Voraussetzungen muss es in Zeile 5 im letzten Absatz wohl
Lhaturroten® oder ,ziegelroten” heilen.

Verfahrensvermerke
Die Verfahrensvermerke sollten noch unter Punkt 1. nach ,Der Anderungsbeschluss wurde
am ............. “folgendermalen erganzt werden: ,gemaf § 2 Abs. 1 BauGB"

Es wird angeregt, zu Punkt 2. zur Rechtssicherheit und Klarheit vor ,§ 4 Abs. 2 BauGB*
noch "§ 13 Abs. 2 Nr. 3 BauGB i. V. m. § 13 a BauGB i. V. m.”“ zu erganzen.

Es wird angeregt, zu Punkt 3. zur Rechtssicherheit und Klarheit vor ,§ 3 Abs. 2 BauGB*
noch “§13 Abs. 2 Nr. 2 BauGB i. V. m. § 13 a BauGB i. V. m.“ zu erganzen.

und 3. zur Rechtssicherheit und Klarheit den § 13 BauGB i. V. m. § 13 a BauGB zu ergan-
zen.

Unter Punkt 6. sollten z. B. folgende Satze erganzt werden, hinter ,,.... bekannt gemacht":
,Der Bebauungsplan mit Begriindung wird seit diesem Tag zu den Ublichen Dienststunden
in der Gemeinde zu jedermanns Einsicht bereitgehalten und Uber dessen Inhalt auf Verlan-
gen Auskunft gegeben. Der Bebauungsplan ist damit rechtswirksam. Auf die Rechtsfolgen
des 8§ 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB und die 88§ 214 und 215 BauGB wird
hingewiesen."

Die redaktionellen Anregungen sind als Hinweise fir die Verwaltung bzw. den Planfertiger
gedacht und bediirfen u. E. keiner Behandlung im Stadtrat.

Abwagung

Zu1l. Gem. der Anregung des Landratsamtes sollten die gegenstéandliche Anderung als 15. An-
derung bezeichnet werden, die Planunterlagen sollten dementsprechend korrigiert werden.

Zu 2. Die Hinweise und Anregungen sind zur Kenntnis zu nehmen. Die in Kapitel 3. der Begriin-
dung genannte Fassadengestaltung bezieht sich auf die Festsetzungen des Ursprungsbebauungs-
plans. Fur die vorliegende Anderung wurde bewusst auf eine solche gestalterische Festsetzung
verzichtet, um einen gestalterischen Spielraum fiir den Kirchenneubau zu bewahren.

Zu 3. Die Hinweise und Anregungen sind zur Kenntnis zu nehmen. Die Festsetzung einer auf das
bestehende Gelande bezogenen max. Hohe des Erdgeschossrohfulbodens in m GNN wird als
ausreichend erachtet, aufgrund des relativ ebenen Gelandes kann auf Gelandeschnitte verzichtet
werden. Gelandeveranderungen werden daher auch, wie bereits im Ursprungsbebauungsplan
nicht geregelt.

Zu 4. Die Hinweise und Anregungen sind zur Kenntnis zu nehmen. Pragende Einzelbaume, wel-
che vor allem Wirkung in den 6ffentlichen StralRenraum hinein entfalten und welche auch bei Reali-
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sierung des Bauvorhabens der neuen Kirche erhalten werden kénnen, wurden als zu erhalten fest-
gesetzt. Die im siidwestlichen Grundstticksbereich bestehenden Baume kénnen derzeit erhalten
werden, im Hinblick auf eine weiterhin flexible Nutzung des Grundstticks der evangelischen Kir-
chengemeinde werden sie jedoch nicht als zwingend zu erhalten festgesetzt.

Zu 5. Die Hinweise und Anregungen sind zur Kenntnis zu nehmen. Im Rahmen der konkreten
Entwurfsplanung wurden die erforderlichen Abstandflachen gepruft, diese kdnnen auch fur den
Turm eingehalten werden.

Zu 6. Die Hinweise und Anregungen sind zur Kenntnis zu nehmen. Das gegenstandliche Plange-
biet liegt innerhalb einer Hochwassergefahrenflache HQ-Extrem, die Hinweise des Bebauungs-
plans sollten dahingehend redaktionell erganzt werden.

Zu 7. Die redaktionellen Anregungen sollten, sofern sinnvoll, in die Planung Gibernommen wer-
den.

Beschluss mit 17:0

Zu 1. Die Hinweise und Anregungen werden zur Kenntnis genommen, der Titel des Planes wird
in 15. statt 14. Anderung geandert. Samtliche Planunterlagen sind anzupassen. Eine Anderung der
Planung ist nicht veranlasst.

Zu2.-5 Die Hinweise und Anregungen werden zur Kenntnis genommen, eine Anderung der
Planung ist nicht veranlasst.

Zu 6. Die Hinweise des Bebauungsplans sind um einen Hinweis auf die Lage des Areals inner-
halb einer Hochwassergefahrenflache HQ-Extrem redaktionell zu erganzen

Zu 7. Die redaktionellen Anregungen werden, soweit sinnvoll, in die Planung tibernommen.

6. Landratsamt Pfaffenhofen - Unterer Denkmalschutzbehdrde, Stellungnahme vom
27.06.2017

Die Planung betrifft Bereiche mit Verdachtsflachen fir Bodendenkmalern. Das BLfD ist zu beteili-
gen.

Abwagung

Im Bereich der Planung liegen keine kartierten Bodendenkmaler. Die nachsten amtlich kartierten
Bodendenkmaler D-1-7235-0353 (Korpergraber vor- und friilhgeschichtlicher Zeitstellung) und D-1-
7235-0322 (Siedlungen vor- und friihgeschichtlicher Zeitstellung, darunter Siedlung und Graber
karolingisch-ottonischer Zeit) liegen in mindestens 250 m, bzw. 300 m Entfernung, so dass ein Hin-
weis auf die zu beachtenden Bestimmungen des Denkmalschutzgesetzes fir eventuell zu Tage
kommende Bodendenkmaler (Meldepflicht gem. Art. 8 Abs. 1 und 2 DSchG) als ausreichend er-
achtet wird. Das BLfD wurde daher im Verfahren nicht beteiligt.

Beschluss mit 17:0
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen

B. STELLUNGNAHMEN DER OFFENTLICHKEIT
Keine Stellungnahmen eingegangen

Beschluss:

Der Stadtrat beschliel3t den Bebauungsplan Nr. 1 "Feldweber-, Hartackerstrasse und oberes
Hochfeld - 15. Anderung“ mit den heute beschlossenen Anderungen und Erganzungen in der Fas-
sung vom 19.09.2017 als Satzung.

Die Verwaltung wird beauftragt, den Satzungsbeschluss ortsiblich bekannt zu machen.
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Abstimmungsergebnis: Ja 17 Nein O

17. 9. Flachennutzungsplanaanderung in Knodorf; Feststellungsbe- 974
schluss

Mit Stadtratsbeschluss vom 25.07.2017 hat der Stadtrat den Abwéagungsbeschluss zu den einge-
gangenen Stellungnahmen der Trager offentlicher Belange gefasst. Die noch erforderlichen Ergan-
zungen wurden vom Planungsbiro Schwarz eingearbeitet. Die 9. Flachennutzungsplananderung
soll nun festgestellt werden.

Beschluss:

Der Stadtrat stellt die 9. Flachennutzungsplananderung fir Knodorf fest.

Abstimmungsergebnis: Jal7 NeinO

18. Aufhebung des Bebauungsplans Nr. 15 "Hartacker-Hochfeld"; Grund- 975
satzbeschluss

Mit Antrag auf Vorbescheid vom 12.07.2017 wurde von den Bauherren Thomas und Verena Béhm
ein Antrag auf Vorbescheid zur Errichtung eines Einfamilienhauses auf FI-Nr. 1364/5 der Gemar-
kung Oberwohr eingereicht. Das geplante Vorhaben befindet sich im Geltungsbereich des Bebau-
ungsplans Nr. 15 ,Hartacker-Hochfeld* der flir Wohnhauser Satteldacher vorschreibt. Das geplante
Einfamilienhaus soll mit einem Flachdach ausgefiihrt werden. Die Stadt Vohburg hat im Rahmen
der laufenden Verwaltung dem Antrag auf Vorbescheid zugestimmt. Mit Schreiben des Landrats-
amtes Pfaffenhofen vom 08.08.2017 wurde den Bauherrn mitgeteilt, dass eine Befreiung fur das
Flachdach nicht in Aussicht gestellt werden kann und eine Verwirklichung des Vorhabens nur tber
eine Bebauungsplananderung bzw. Aufhebung mdglich ist. Mit Schreiben vom 28.08.2017 haben
die Bauherren einen Antrag auf Aufhebung des Bebauungsplans gestellt. Aus Sicht der Verwal-
tung kann der Bebauungsplan von 1969 aufgehoben werden, da nahezu alle Parzellen bebaut sind
und die verbleibenden 3 freien Parzellen dadurch kein Baurecht verlieren. Nach Aufhebung des
Bebauungsplans wiirde sich das geplante Einfamilienhaus mit Flachdach in die Umgebung einfi-
gen, da die Dachform hierfirr kein Kriterium ist. Die Kosten des Aufhebungsverfahrens sind von
den Bauherren Verena und Thomas Béhm zu tragen.

Beschluss:
Der Stadtrat stimmt der Aufhebung des Bebauungsplans Nr. 15 ,Hartacker-Hochfeld“ zu, nachdem
diesen die Unterschriften der beteiligten Nachbarn vorliegen, und beauftragt die Verwaltung das

Verfahren einzuleiten.
Die Kosten sind von den Antragstellern Thomas und Verena B6hm zu tragen.

Abstimmungsergebnis: Jal7 NeinO

19. Bekanntgaben des Birgermeisters

Burgermeister Schmid informierte tber den Einzug von zwei Hausarzten und einem Internisten
zum 01.01.2018 in der Bahnhofstraf3e 32.
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Weiterhin informierte er Uber die derzeit laufenden Briickenprifungen. Im Bereich der Kleinen Do-
naubriicke kommt deswegen es am Freitag, 22.09.2017 (vormittags) dort zu Behinderungen, da
die Briicke abwechselnd halbseitig gesperrt werden muss.

Er lud die Stadtrate zur Burgerversammlung am 05.10.2017 um 18:00 Uhr in das Rathaus ein.
Thema der Birgerversammlung wird der geplante Stral3enausbau der Hartacker — und Waldstral3e
sein. Die Verwaltung hat die Eigentiimer der Grundstiicke bereits eingeladen.

20. Winsche und Anregungen der Stadtratsmitglieder

StR Schlutter lud die Anwesenden zum Kulturherbst ein, insbesondere fir die am kommenden
Donnerstag, 21.09.2017 im Kultur-Stad| stattfindende Veranstaltung von Nepo Fitz.

StR Ludsteck lud alle zur Podiumsdiskussion mit den Direktkandidaten der Bundestagswahl am
20.09.2017 in den Kultur-Stadl ein.

Nachdem Wortmeldungen nicht vorlagen, schloss der 1. Birgermeister Martin Schmid gegen
21:10 Uhr die offentliche Sitzung des Stadtrates.

Andreas Amann Martin Schmid
Schriftfihrer 1. Blrgermeister

Sitzung des Stadtrates vom 19.09.2017 Seite 33 von 33



	FLD_sitextg
	FLD_SIDAT
	Anwesenheit
	BM_TEXT2
	SMC_BM_SNFUNK
	Entschuldigt
	Text
	Tagesordnung
	BM_TEXT3
	Betreff
	Beschlussnummer
	Wortprotokoll
	Beschluß
	BeschlussK
	AbstimmungK
	Abstimmungsergebnis
	Zu

